
In der afghanischen Provinz Logar besteht keine - von persönlichen gefahrerhöhenden Umständen unabhän-
gige - besonders exponierte Gefahrenlage, die durch ein besonders hohes Niveau willkürlicher Gewalt im 
Sinne der Rechtsprechung des BVerwG und des EuGH gekennzeichnet ist und deswegen die Anerkennung 
als subsidiär Schutzberechtigter rechtfertigt.

Kabul  kann -  abhängig  von dem jeweiligen  persönlichen Risikoprofil  -  insbesondere  für  alleinstehende 
gesunde Männer als interne Schutzalternative einen Anspruch auf die Anerkennung als subsidiär Schutz-
berechtigter ausschließen.

Die humanitäre Lage und die Sicherheitslage in der afghanischen Provinz Logar und in der Hauptstadt Kabul  
begründen keine Extremgefahr im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG.

(Amtliche Leitsätze)

13 A 2998/11.A

Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen

Urteil vom 26.08.2014

T e n o r :

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 16. November 2011 
wird zurückgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens, für das Gerichtskosten nicht erhoben werden.

Das Urteil  ist  hinsichtlich der  Kosten vorläufig vollstreckbar.  Der  Kläger  kann die  Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor 
der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Der am 5.  November 1980 in der afghanischen Provinz Logar geborene Kläger ist  afghanischer Staats-

angehöriger, tadschikischer Volks- und sunnitischer Religionszugehörigkeit. Bis zu seiner - eigenen Angabe 

zufolge - im Mai 2010 erfolgten Ausreise aus Afghanistan lebte der Kläger ledig in dem Dorf ... nahe der  

Stadt ... im Bezirk Baraki Barak in der Provinz Logar. Dort bewirtschaftete er nach Abschluss seiner Schul-

laufbahn nach der zehnten Klasse der Mittelschule ein eigenes Landstück, auf dem er Getreide und Gemüse 

anbaute.  Diese  Erzeugnisse  verkaufte  er  in  einem eigenen  Geschäft  und  bestritt  von  dem Erlös  seinen  

Lebensunterhalt.

Der Kläger ist am 8. August 2010 nach dreimonatiger Reise auf dem Landweg nach Deutschland eingereist.  

Hier beantragte er noch am 8. August 2010 seine Anerkennung als Asylberechtigter.

Am 13.  August  2010  und  am 23.  August  2010  wurde  der  Kläger  vom Bundesamt  für  Migration  und 

Flüchtlinge (im Folgenden:  Bundesamt) angehört,  wo er u.a.  folgende Angaben machte:  Nach dem Tod 

seiner Eltern habe er gemeinsam mit seinem Bruder bei einer Schwester seines Vaters gelebt. Vor eineinhalb  
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Jahren seien  die  Taliban in  sein Dorf  gekommen.  Darunter  sei  auch sein Onkel  gewesen,  der  eine Art  

Gruppenführer bei den Taliban sei. Sie hätten ihn und seinen Bruder aufgefordert, sich ihnen anzuschließen 

und in den Jihad zu ziehen. Dem sei seine Tante erfolgreich entgegengetreten. Nach deren Tod vor ungefähr 

sechs Monaten habe sein Onkel ihn und seinen Bruder gewaltsam mitgenommen. Beide hätten zwei Monate 

bei den Taliban verbracht. Von dort aus hätten sowohl er als auch sein Bruder die Polizei verständigt, die  

ihnen ihre Hilfe versagt hätte. Gleichwohl habe der Anruf seines Bruders dazu geführt, dass eine Gruppe  

Taliban festgenommen worden sei. In der Folgezeit hätten die Taliban ihn und seinen Bruder als Reaktion 

auf  den  mutmaßlichen  Verrat  geschlagen  und  in  unterschiedliche  Räume  eingesperrt.  Sein  Bruder  sei  

hingerichtet worden. Er selber sei - nach drei Tagen im Gefängnis - freigekommen, als es ihm gelungen sei,  

einen befreundeten Wärter zu bestechen.

Mit Bescheid vom 24. August 2010 lehnte das Bundesamt den Asylantrag des Klägers ab, weil dieser auf 

dem Landweg und damit zwangsläufig über einen sicheren Drittstaat in die Bundesrepublik eingereist sei. 

Gleichzeitig stellte es unter Hinweis auf die fehlende Glaubhaftigkeit des Vorbringens des Klägers zu seinem 

Verfolgungsschicksal fest, dass die Voraussetzungen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft nicht 

vorliegen. Ferner enthält der Bescheid die Feststellung, dass Abschiebungshindernisse im Sinne des § 60 

Abs. 2 bis 7 AufenthG (a.F.) nicht gegeben sind (Ziffer 3). Es sei weder vorgetragen noch ersichtlich, dass  

dem Kläger im Falle einer Rückkehr nach Afghanistan Folter, unmenschliche oder erniedrigende Behand-

lung,  die  Todesstrafe  oder  eine  erhebliche  individuelle  Gefahr  für  Leib  oder  Leben  im Rahmen  eines 

bestehenden internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts drohe. Ebenso wenig sei erkennbar, 

dass der Kläger in Afghanistan einer erheblichen individuellen und konkreten Gefahr für Leib oder Leben 

ausgesetzt sei. Der Kläger wurde aufgefordert, die Bundesrepublik innerhalb eines Monats nach Bekannt-

gabe der Entscheidung zu verlassen, andernfalls er nach Afghanistan oder in einen anderen aufnahmebereiten  

Staat abgeschoben werde.

Der Kläger hat am 9. September 2010 Klage erhoben, zu deren Begründung er sein Vorbringen vor dem 

Bundesamt wiederholt und vertieft und ergänzend u.a. Folgendes vorgetragen hat: In seiner Heimatprovinz  

Logar  finde ein innerstaatlicher  bewaffneter  Konflikt  zwischen der  afghanischen Regierung/ISAF/NATO 

einerseits  und den Taliban und anderen aufständischen Kräften andererseits  statt.  Die hiervon gegen die  

Zivilbevölkerung ausgehenden Akte willkürlicher Gewalt erreichten ein so hohes Niveau, dass alle Zivil -

personen, die sich in der Provinz aufhielten, ernsthaft und konkret an Leib und Leben bedroht seien. Die 

Taliban  führten  in  Logar  einen  Partisanenkrieg.  Er  befürchte,  von  ihnen  zwangsrekrutiert  zu  werden.  

Effektiver Schutz gegen die Taliban sei in Afghanistan landesweit nicht gewährleistet. Da er die Taliban  

verraten habe, müsse er damit rechnen, an jedem Ort Afghanistans von ihnen ausfindig gemacht zu werden. 

Zudem habe er dort keine Verwandten und könne deswegen nicht auf die Unterstützung eines funktions-

fähigen Familienverbandes zählen. Er verfüge auch über keinerlei Geldmittel,  Besitz oder Eigentum, mit  

deren  Hilfe  er  sich  unterhalten  könnte.  Für  alleinstehende,  arbeitsfähige,  männliche  afghanische  Staats-

angehörige, die unfreiwillig aus Deutschland nach Afghanistan zurückkehrten, seien - auch in Kabul - kaum 
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legale Erwerbsmöglichkeiten gegeben. Deswegen komme weder Kabul noch ein anderer Ort in Afghanistan 

für ihn als interne Schutzalternative in Betracht.

Der Kläger hat - sinngemäß - beantragt,

den Bescheid des Bundesamts vom 24. August 2010 aufzuheben, die Beklagte zu verpflichten, ihn als  
Asylberechtigten anzuerkennen und ihm die Flüchtlingseigenschaft nach § 60 Abs. 1 AufenthG (a.F.)  
i.V.m. Art. 13 RL 2004/83/EG zuzuerkennen,

hilfsweise die Beklagte unter entsprechender Aufhebung ihres Bescheides vom 24. August 2010 zu 
verpflichten, festzustellen, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2, 3 und 7 S. 2 AufenthG (a.F.) 
i.V.m. den Voraussetzungen von Art.  15 lit. a),  b) und c) RL 2004/83/EG hinsichtlich Afghanistan  
vorliegen,

äußerst hilfsweise die Beklagte unter  entsprechender Aufhebung ihres Bescheides vom 24. August 
2010 zu verpflichten, festzustellen, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und Abs. 7 Satz 1  
AufenthG (a.F.) hinsichtlich Afghanistan vorliegen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Das Verwaltungsgericht hat die Klage mit Urteil vom 16. November 2011 abgewiesen. Zur Begründung hat 

es  ausgeführt:  Eine  Anerkennung  des  Klägers  als  Asylberechtigter  scheide  aus,  weil  dieser  über  einen 

sicheren Drittstaat in die Bundesrepublik eingereist sei. Der Kläger habe auch keinen Anspruch auf Zuerken-

nung der Flüchtlingseigenschaft, weil er keine Verfolgung in Anknüpfung an ein flüchtlingsschutzrelevantes 

Merkmal befürchten müsse. Abschiebungsverbote seien ebenfalls nicht gegeben. Dass die Voraussetzungen  

des § 60 Abs. 7 Satz 2, Abs. 2, 3 und 5 AufenthG nicht erfüllt seien, liege auf der Hand. Eben so wenig liege 

ein Abschiebungsverbot im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG vor, denn die Schilderungen des Klägers  

zu seinem Verfolgungsschicksal seien unglaubhaft.

Dagegen wendet sich der Kläger mit seiner vom Senat mit  Beschluss vom 25. März 2013 zugelassenen 

Berufung,  zu  deren  Begründung  er  sein  Vorbringen  aus  dem  Klageverfahren  wiederholt  und  vertieft.  

Ergänzend weist er darauf hin, dass in seiner Heimatprovinz Logar, die für die Taliban das Einfallstor in die 

Hauptstadt Kabul sei,  weiterhin ein innerstaatlicher Konflikt herrsche, der durch intensivierte Aktivitäten  

gegen Aufständische, einschließlich Bombenangriffe durch ISAF/NATO aus der Luft, wahllose Anschläge 

regierungsfeindlicher Elemente und regionaler Kriegsherren sowie illegale Landbesetzungen, Enteignungen, 

religiöse  Konflikte,  Konflikte  über  die  Benutzung  von  Weideland  zwischen  bewaffneten  afghanischen 

Gruppierungen sowie unzureichende Reaktionen der Zentralregierung gekennzeichnet sei. In den südlichen 

und östlichen Provinzen gebe es mittlerweise offenen Krieg zwischen ISAF/NATO und den Taliban. Dabei  

werde die  große Zahl  ziviler  Kollateralschäden billigend in Kauf  genommen. Die  Gefahrenlage betreffe 

praktisch die gesamte Bevölkerung von Logar. Die Provinz sei schon seit Jahren in den Händen der Taliban 

und der Hezb-e-Islami, die in weiten Teilen faktisch die Macht ausübten. Auch das Haqqani-Netzwerk habe  

großen Einfluss.  Dementsprechend handele  es  sich  um eine  religiös  sehr  konservative,  von Paschtunen 

dominierte Provinz. Verstöße gegen die von den Taliban definierten „islamischen Sitten“ würden nach Maß-
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gabe der Scharia hart bestraft. Junge Männer müssten damit rechnen, zwangsrekrutiert zu werden. Jeder, der  

in Verdacht gerate, mit den staatlichen afghanischen Stellen, den NATO-Truppen oder der CIA zusammen-

zuarbeiten, werde liquidiert. Die Taliban und die Gruppe Hezb-e-Islami hätten illegale Checkpoints an den 

Straßen  eingerichtet.  Dort  komme  es  immer  wieder  zu  Übergriffen  wie  Sprengstoffanschlägen  und 

Entführungen.

Die Lebensverhältnisse in Afghanistan seien inzwischen so verheerend, dass ein alleinstehender Rückkehrer,  

der  nicht  mit  der  Aufnahme  in  eine  funktionierende  Familien-  oder  Stammesstruktur  rechnen  könne, 

keinerlei Aussicht hätte,  sich aus eigener Kraft eine Existenz zu schaffen. Amnesty International habe in 

einem Gutachten vom 20. Dezember 2010 festgestellt, dass sich die Sicherheitslage in Afghanistan erneut  

dramatisch verschlechtert habe.

Zudem lägen in seiner Person gefahrerhöhende Umstände vor, die sich aus seiner tadschikischen Volks-

zugehörigkeit,  der  stattgefundenen  Verfolgung  durch  seinen  Onkel  und  der  Hinrichtung  seines  Bruders 

ergäben.

Der Kläger beantragt, die Frage, ob die Definition des Grades willkürlicher Gewalt bzw. der notwendigen  

Gefährdungsdichte seitens des Bundesverwaltungsgerichts in seinem Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 - 

mit Art. 15 lit. c) RL 2004/83/EG bzw. Art. 15 lit. c) RL 2011/95/EU vereinbar ist, dem Gerichtshof der  

Europäischen  Union  (im Folgenden:  EuGH)  zur  Entscheidung  vorzulegen.  Weiterhin  beantragt  er,  den 

Rechtsstreit dem EuGH zur Klärung der Rechtsfrage vorzulegen, ob bei der Feststellung des Niveaus der 

willkürlichen  Gewalt  ohne  gefahrerhöhende  persönliche  Umstände  nur  die  Zahl  der  Todesfälle  und 

Verletzungen bei der Zivilbevölkerung zugrunde gelegt werden dürfe bzw. müsse oder darüber hinaus auch  

die Zahl seelisch verletzter Personen mit ernsthaften seelischen Traumata, die Zahl der Vergewaltigungen 

oder sexuellen Gewaltakte gegen Frauen und Männer bzw. Kinder, die Zahl willkürlicher Festnahmen und  

Inhaftierungen, die Zahl der (auch drohenden) Zwangsrekrutierungen, die Anzahl der Binnenvertriebenen im 

Land, die erhebliche Dunkelziffer betreffend alle Zahlen und die humanitäre Situation zu berücksichtigen  

seien. Der Maßstab, den das Bundesverwaltungsgericht für die Gefährdungsdichte anlege, sei zu eng und  

nicht  mit  dem großzügigeren  Maßstab,  den der  EuGH für  die  Annahme einer  individuellen Bedrohung 

zugrunde lege, zu vereinbaren. Das gelte auch deswegen, weil durch dieses Erfordernis keine zusätzliche  

Hürde errichtet und keine Verschärfung der Beweislast habe eingeführt werden sollen. Es sei umstritten, ob 

die vom Bundesverwaltungsgericht geforderte statistische Ermittlung eines Gefährdungsquotienten mit der  

Qualifikationsrichtlinie vereinbar  sei.  Ungeachtet  dessen,  dass  die  verfügbaren Statistiken nicht  aussage-

kräftig seien, müssten bei der Feststellung des Grades willkürlicher Gewalt neben der Zahl der Getöteten und 

Verletzten weitere Zahlen in den Blick genommen werden. Ferner beantragt er, den Rechtsstreit dem EuGH 

zur Klärung der Frage vorzulegen, ob die inländische Schutzalternative des Art. 8 RL 2004/83/EG bzw. nach 

Art. 8 RL 2011/95/EU voraussetzt, dass am Ort der inländischen Schutzalternative ein normales Leben mit  

Zugang zu Nahrung, Wasser, Unterkunft und medizinischer Versorgung unter Beachtung der individuellen 
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Bedürfnisse und ein normales Leben mit mehr als dem bloßen Existenzminimum ohne ein Leben in Not und  

mit  Entbehrungen  auf  Dauer  gewährleistet,  also  sichergestellt  ist,  und  die  Garantie  der  Achtung  der 

grundlegenden  Menschenrechte  des  Betroffenen  ein  ausreichendes  Maß  an  Stabilität  und  effektiven 

staatlichen und zivilen Schutzstrukturen, die auf Dauer effektiven Schutz vermitteln, gewährleistet.

Die Kläger beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf vom 16. November 2011 teilweise zu ändern und die 
Beklagte  unter  Aufhebung von Ziffer  3  des  Bescheids  des  Bundesamts  vom 24.  August  2010 zu 
verpflichten, ihn gemäß § 4 Abs. 1 AsylVfG als subsidiär Schutzberechtigten anzuerkennen,

hilfsweise, festzustellen, dass hinsichtlich seiner Person Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 7 Satz 1  
AufenthG vorliegen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen.

Die Beteiligten sind mit der Ladung auf die dem Senat vorliegenden Erkenntnismittel hingewiesen worden.  

Der Senat hat den Kläger im Termin zur mündlichen Verhandlung zu den Gründen seiner Ausreise angehört  

und den Beteiligten eine aktualisierte Erkenntnismittelliste ausgehändigt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakte und die beigezogenen 

Verwaltungsvorgänge des Bundesamts Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die nur hinsichtlich der Anerkennung subsidiären Schutzes (§ 4 Abs. 1 AsylVfG) und der Feststellung des 

Vorliegens eines Abschiebungshindernisses gemäß § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG eingelegte Berufung hat  

keinen Erfolg.

Sie ist zulässig, aber unbegründet. Das Verwaltungsgericht hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen. 

Der ablehnende Bescheid des Bundesamts ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten (§ 

113 Abs. 5 Satz 1 und Abs. 1 Satz 1 VwGO). Er hat weder einen Anspruch auf die Anerkennung als subsidiär 

Schutzberechtigter gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nrn. 1, 2, 3 AsylVfG (1) noch auf die Feststellung eines 

in seiner Person begründeten nationalen Abschiebungsverbots nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG (2).

Für die Entscheidung über die Berufung ist  gemäß § 77 Abs.  1 Satz 1 AsylVfG die zum Zeitpunkt der 

mündlichen Verhandlung geltende Sach- und Rechtslage maßgebend. Das ist hier die seit dem Inkrafttreten 

des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. 

Dezember  2011  über  Normen  für  die  Anerkennung  von  Drittstaatsangehörigen  oder  Staatenlosen  als 

Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für  

Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 337/9; 
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im Folgenden: QRL II) vom 28. August 2013 (BGBl. I, S. 3474) am 1. Dezember 2013 geltende Fassung des 

Aufenthalts-  und  des  Asylverfahrensgesetzes.  Eine  Änderung  des  Streitgegenstandes  ist  durch  diese  

Neufassung nicht eingetreten (vgl. OVG NRW, Urteil vom 22. Januar 2014 - 9 A 2561/10.A -, juris, Rn. 26  

ff.; Sächsisches OVG, Urteil vom 29. April 2014 A - 4 A 104/14 -, juris, Rn. 16).

Die erstinstanzlich geltend gemachten Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2, 3 und 7 Satz 2 AufenthG (a.F.) 

entsprechen dem nunmehrigen Antrag auf die Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter gemäß § 60 

Abs. 2 AufenthG, § 4 Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nrn.1, 2, 3 AsylVfG. In § 60 Abs. 2 Satz 1 AufenthG sind die  

bisher in § 60 Abs. 2, 3 und 7 Satz 2 AufenthG enthaltenen Abschiebungsverbote, mit denen Art. 15 der 

Richtline 2004/83/EG des Rates vom 29. April  2004 über Mindestnormen für die Anerkennung und den  

Status  von  Drittstaatsangehörigen  oder  Staatenlosen  als  Flüchtlinge  oder  als  Personen,  die  anderweitig 

internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt  des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 304/12; im 

Folgenden: QRL I) umgesetzt und durch normative Verknüpfung mit § 4 Abs. 1 AsylVfG zusammengefasst 

worden  war  (BT-Drucks.  17/13063,  S.  25).  Die  Regelungen  sind  -  von  der  im Zuge  der  Neuregelung 

vorgenommenen terminologischen Umbenennung des Schutzstatus abgesehen - gleichlautend und materiell-

rechtlich inhaltsgleich (vgl. OVG NRW, Urteil vom 22. Januar 2014 - 9 A 2564/10.A -, juris, Rn. 28 ff.).

§ 60 Abs. 7 Satz 1 AsylVfG ist durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU vom 28. August  

2013 nicht geändert worden (BT-Drucks. 17/13063, S.14).

(1) Der Kläger hat keinen Anspruch auf die Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter, weil die Voraus-

setzungen der  §§ 60 Abs.  2  Satz  1 AufenthG,  4 Abs.  1  AsylVfG nicht  vorliegen.  Gemäß § 60 Abs.  2 

AufenthG darf  ein Ausländer  nicht  in  einen Staat  abgeschoben werden,  in  dem ihm der  in  § 4 Abs.  1 

AsylVfG bezeichnete ernsthafte Schaden droht. Diese Bestimmung nimmt - wie bisher § 60 Abs. 2, 3 und 7 

Satz 2 AufenthG (a.F.) - die Vorgaben des Art.  15 QRL I bzw. des gleichlautenden Art.  15 QRL II auf.  

Gemäß § 4 Abs.  1  Satz 1 AsylVfG ist  ein Ausländer  subsidiär  Schutzberechtigter,  wenn er  stichhaltige 

Gründe für die Annahme vorgebracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden droht,  

wobei nach Satz 2 als solcher gilt  1.  die Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe, 2. Folter  oder  

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder 3. eine ernsthafte individuelle Bedro-

hung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines  

internationalen  oder  innerstaatlichen  bewaffneten  Konflikts.  Für  die  Feststellung  der  darin  enthaltenen 

Abschiebungsverbote gelten nach § 4 Abs. 3 Satz 1 AsylVfG die §§ 3c bis 3e AsylVfG entsprechend. Damit  

werden die dortigen Bestimmungen über Verfolgungs- und Schutzakteure und über internen Schutz auch auf 

diese Abschiebungsverbote - wie bisher schon - für anwendbar erklärt. Subsidiären Schutz kann nur bean-

spruchen,  wem mit  beachtlicher  Wahrscheinlichkeit  ein  ernsthafter  Schaden  im Sinne  des  §  4  Abs.  1  

AsylVfG bzw. Art. 15 QRL II droht. Das ergibt sich nun unmittelbar aus dem in Art. 2 lit. f) QRL II - der  

Definition des Begriffs „Person mit Anspruch auf subsidiären Schutz“ - enthaltenen Tatbestandsmerkmal „… 

tatsächlich Gefahr liefe…“. Der darin zum Ausdruck kommende Wahrscheinlichkeitsmaßstab orientiert sich 
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an der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR). Dieser stellt bei der  

Prüfung des Art. 3 EMRK auf die tatsächliche Gefahr („real risk“) ab (vgl. EGMR (GK), Urteil vom 28.  

Februar 2008 - Nr. 37201/06 (Saadi/Italien) -, NVwZ 2008, 1330 (1331), Rn. 125, 128; BVerwG, Urteil vom 

17. November 2011 - 10 C 13.10 -, juris, Rn. 20).

(a) Der Kläger begründet sein auf die Gewährung subsidiären Schutzes gerichtetes Begehren - im Ergebnis  

ohne Erfolg - schwerpunktmäßig damit,  dass ihm in Afghanistan ein ernsthafter  Schaden in Form einer 

ernsthaften individuellen Bedrohung seines Lebens oder seiner Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt 

im Rahmen eines innerstaatlichen bewaffneten Konflikts drohe. § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylVfG - auf den  

dieses Vorbringen abzielt - ist die gleichlautende Umsetzung von Art. 15 lit. c) QRL II.

(aa) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) zu Art. 15 lit. c) QRL I, die  

aufgrund der unveränderten Übernahme der Regelung in Art. 15 lit. c) QRL II übertragbar ist, ist der Begriff 

des innerstaatlichen bewaffneten Konflikts ein der Richtlinie eigener, autonomer Begriff, der im humanitären 

Völkerrecht keine unmittelbare Entsprechung findet. Denn anders als im humanitären Völkerrecht habe der  

Unionsgesetzgeber den Betroffenen nicht nur bei internationalen bewaffneten Konflikten und bewaffneten  

Konflikten, die keinen internationalen Charakter aufweisen, subsidiären Schutz gewähren wollen, sondern 

auch bei innerstaatlichen bewaffneten Konflikten, wenn bei diesen Konflikten willkürliche Gewalt eingesetzt 

werde. Das humanitäre Völkerrecht und die Regelung des subsidiären Schutzes verfolgten unterschiedliche  

Ziele  und  führten  klar  voneinander  getrennte  Schutzmechanismen  ein.  Mangels  einer  in  der  Richtlinie 

enthaltenen Begriffsbestimmung sei  der  Begriff  des  innerstaatlichen bewaffneten Konflikts  entsprechend 

seinem Sinn  nach  dem gewöhnlichen  Sprachgebrauch  zu  bestimmen,  wobei  zu  berücksichtigen  sei,  in  

welchem Zusammenhang er verwendet werde und welche Ziele mit der Regelung verfolgt würden, zu der er  

gehöre (vgl. EuGH, Urteil vom 30. Januar 2014 - Rs. C 285/12 (Diakité) -, juris, Rn. 20 ff. m.w.N.).

Nach diesen Grundsätzen interpretiert der EuGH den Begriff des innerstaatlichen bewaffneten Konflikts als  

eine Situation,  in der die regulären Streitkräfte eines Staates auf eine oder mehrere bewaffnete Gruppen 

treffen oder in der zwei oder mehrere bewaffnete Truppen aufeinandertreffen, ohne dass dieser Konflikt als 

bewaffneter Konflikt, der keinen internationalen Charakter aufweist, im Sinne des humanitären Völkerrechts  

eingestuft werden braucht und ohne dass die Intensität der bewaffneten Auseinandersetzung, der Organi -

sationsgrad  der  vorhandenen  bewaffneten  Streitkräfte  oder  die  Dauer  des  Konflikts  Gegenstand  einer 

anderen Beurteilung als der des im betreffenden Gebiet herrschenden Grads an Gewalt ist (vgl. EuGH, Urteil  

vom 30. Januar 2014 - Rs. C 285/12 (Diakité) -, juris, Rn. 35).

Abweichend davon legt das Bundesverwaltungsgericht den Begriff des innerstaatlichen bewaffneten Kon-

flikts unter Berücksichtigung seiner Bedeutung im humanitären Völkerrecht aus, die sich insbesondere aus  

den vier Genfer Konventionen zum humanitären Völkerrecht vom 12. August 1949 (GFK) einschließlich der  

Zusatzprotokolle I und II vom 8. Juni 1977 - hier einschlägig: Art. 1 ZP II - zu den Genfer Abkommen vom 
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12. August 1949 über den Schutz der Opfer nicht internationaler bewaffneter Konflikte - ergibt, und zieht 

ergänzend  das  Völkerstrafrecht,  insbesondere  die  Rechtsprechung  des  Internationalen  Strafgerichtshofs 

heran. Jedenfalls dann, wenn die Ausschlusstatbestände des Art. 1 Ziffer 2 ZP II erfüllt seien, also bei inneren 

Unruhen  und  Spannungen,  zu  denen  Tumulte,  vereinzelt  auftretenden  Gewalttaten  und  andere  ähnliche 

Handlungen zählten, scheide die Annahme eines bewaffneten Konflikts im Sinne von Art. 15 lit. c) QRL I 

aus. Der Konflikt müsse ein bestimmtes Maß an Dauerhaftigkeit und Intensität aufweisen. Damit würde den 

unterschiedlichen Zielsetzungen des humanitären Völkerrechts einerseits und des internationalen Schutzes  

andererseits hinreichend Rechnung getragen (vgl. BVerwG, Urteile vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris,  

22 f. und vom 24. Juni 2008 - 10 C 43.07 -, juris, Rn. 22 ff.).

Zur Anwendung dieses Auslegungsmaßstabs hat das Bundesverwaltungsgericht einschränkend angemerkt,  

dass die Orientierung an den Kriterien des humanitären Völkerrechts jedenfalls dort ihre Grenze finde, wo  

ihr der Zweck der Schutzgewährung für Zivilpersonen, die in ihrem Herkunftsstaat von willkürlicher Gewalt 

in bewaffneten Konflikten bedroht seien, entgegenstehe. Mit Blick auf diesen Zweck setze das Vorliegen 

eines bewaffneten Konflikts im Sinne von Art. 15  lit. c) der Richtlinie nicht zwingend voraus, dass die  

Konfliktparteien einen so hohen Organisationsgrad erreicht  haben müssten,  wie er  für die Erfüllung der  

Verpflichtungen nach GFK und für den Einsatz des Internationalen Roten Kreuzes erforderlich sei. Vielmehr  

könne es bei einer Gesamtwürdigung der Umstände auch genügen, dass die Konfliktparteien in der Lage  

seien,  anhaltende  und koordinierte  Kampfhandlungen  von  solcher  Intensität  und Dauerhaftigkeit  durch-

zuführen,  dass  die  Zivilbevölkerung  davon  typischerweise  erheblich  in  Mitleidenschaft  gezogen  werde.  

Entsprechendes dürfte auch für das Erfordernis gelten,  dass die den staatlichen Streitkräften gegenüber-

stehende Konfliktpartei  eine  effektive  Kontrolle  über  einen Teil  des  Staatsgebietes  ausüben müsse,  was 

andererseits nicht bedeute, dass das Vorliegen eines dieser Merkmale bei der Gesamtwürdigung nicht als 

Indiz für die Intensität und Dauerhaftigkeit des Konflikts von Bedeutung sein könne. Damit würde den unter-

schiedlichen  Zielsetzungen  des  humanitären  Völkerrechts  einerseits  und  des  internationalen  Schutzes  

andererseits hinreichend Rechnung getragen (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris,  

Rn. 23 f.).

Beide  Auslegungsmaßstäbe  dürften  überwiegend zu  gleichen  Ergebnissen  führen.  Hier  spricht  nach  der 

aktuellen Erkenntnislage Vieles dafür, dass in der insoweit  maßgebenden Heimatregion des Klägers,  der  

Provinz Logar, nach beiden Interpretationen ein innerstaatlicher bewaffneter Konflikt im Sinne des § 4 Abs. 

1 Satz 2 Nr. 3 AsylVfG herrscht (vgl.  einen innerstaatlichen bewaffneten Konflikt in der Provinz Logar 

bejahend Hessischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 25. August 2011 - 8 A 1657/10.A -, juris, Rn. 70).

Letztlich kann diese  Frage aber  offen bleiben.  Sie  ist  nicht  entscheidungserheblich,  weil  der  Kläger  im 

Rahmen dieses Konflikts jedenfalls keiner ernsthaften, individuellen Bedrohung infolge willkürlicher Gewalt  

ausgesetzt ist.
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(bb) Nach der Interpretation des Senats der zu diesem Tatbestandsmerkmal ergangenen Rechtsprechung des  

EuGH und des Bundesverwaltungsgerichts richtet sich die individuelle Bedrohung - ungeachtet des Umstan-

des, der sie ausgelöst hat - im Ausgangspunkt nach dem in dem betreffenden Gebiet feststellbaren Niveau  

willkürlicher Gewalt, während die jeweiligen Ursachen der individuellen Bedrohung (nur) im Zusammen-

hang mit dessen graduellen Abstufungen maßgebend sind (vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 - 10 

C 4.09 - juris, Rn. 33; EuGH, Urteil vom 30. Januar 2014 - Rs. C 285/12 (Diakité) -, juris, Rn. 30 ff.).

Eine  ernsthafte  individuelle  Bedrohung für  Leib  oder  Leben kann in erster  Linie  auf  gefahrerhöhenden 

persönlichen Umständen beruhen. Im Ausnahmefall kann sie durch eine allgemeine Gefahr hervorgerufen 

sein, die sich in besonderer Weise zugespitzt hat.

Gefahrerhöhende persönliche Umstände sind solche, die den Ausländer von der allgemeinen, ungezielten  

Gewalt stärker betroffen erscheinen lassen, etwa weil er von Berufs wegen gezwungen ist, sich nahe der  

Gefahrenquelle aufzuhalten. Hierzu zählen auch persönliche Umstände, aufgrund derer der Ausländer als  

Zivilperson  zusätzlich  der  Gefahr  gezielter  Gewaltakte  -  etwa  wegen  seiner  religiösen  und  ethnischen  

Zugehörigkeit - ausgesetzt ist, sofern deswegen nicht schon eine Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft in 

Betracht kommt (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris, Rn. 33).

Gefahren, denen die Bevölkerung oder eine Bevölkerungsgruppe eines Landes "allgemein" ausgesetzt ist,  

stellen demgegenüber normalerweise keine individuelle Bedrohung dar (vgl. insoweit auch Erwägungsgrund 

26 QRL I und Erwägungsgrund 35 QRL II). Eine Ausnahme davon gilt nur bei besonderer Verdichtung einer  

allgemeinen Gefahr, die unabhängig von individuellen gefahrerhöhenden Umständen zu deren Individuali-

sierung führt. Davon ist auszugehen, wenn der den bestehenden bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad 

willkürlicher Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass 

eine Zivilperson bei einer Rückkehr in das betreffende Land oder die betroffene Region allein durch ihre 

Anwesenheit in diesem Gebiet Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung ausgesetzt zu sein (vgl. EuGH, Urteile 

vom 17. Februar 2009 - Rs. C 465/07 (Elgafaji) -, juris, Rn. 35 und 39, und vom 30. Januar 2014 - Rs. C 

285/12 (Diakité) -, juris, Rn. 30; BVerwG, Urteile vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris, Rn. 32 und vom 

17. November 2011 - 10 C 13.10 -, juris, Rn. 19).

Erforderlich ist eine Situation mit Ausnahmecharakter (vgl. EuGH, Urteil vom 17. Februar 2009 - Rs. C-  

465/07 (Elgafaji) -, juris, Rn. 38; BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris, Rn. 32) und damit 

eine individuell besonders exponierte Gefahrenlage.

Diese unterscheidet sich von einer durch persönliche gefahrerhöhende Umstände begründeten ernsthaften  

individuellen Bedrohung, die gleichermaßen die Feststellung eines hohen Niveaus willkürlicher Gewalt bzw.  

eine hohe Gefahrendichte für die Zivilbevölkerung erfordert (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 

4.09 -, juris, Rn. 33), lediglich in gradueller Hinsicht.

9



Dies hat der EuGH dahin präzisiert,  dass der Grad willkürlicher Gewalt,  der vorliegen müsse, damit ein  

Ausländer Anspruch auf subsidiären Schutz habe, um so geringer sein werde, je mehr er möglicherweise zu  

belegen vermöge, dass er aufgrund von seiner persönlichen Situation innewohnenden Umständen spezifisch  

betroffen sei (vgl. EuGH, Urteil vom 17. Februar 2009 - Rs. C- 465/07 (Elgafaji) -, juris, Rn. 39; BVerwG,  

Urteil vom 27. April 2010 -10 C 4.09 -, juris, Rn. 33).

Ausgehend  hiervon  sind,  unabhängig  davon,  ob  die  individuelle  Bedrohungssituation  auf  persönliche 

Umstände oder ausnahmsweise auf die allgemeine Lage im Herkunftsland zurückgeht, Feststellungen über  

das  Niveau willkürlicher  Gewalt  in dem betreffenden Gebiet  zu treffen.  Liegen keine gefahrerhöhenden  

persönlichen Umstände vor, ist ein besonders hohes Niveau willkürlicher Gewalt erforderlich; liegen gefahr-

erhöhende persönliche Umstände vor, genügt auch ein geringeres Niveau willkürlicher Gewalt. In beiden 

Konstellationen ist  eine jedenfalls  annäherungsweise quantitative Ermittlung der Gesamtzahl  der in dem 

betreffenden Gebiet lebenden Zivilpersonen einerseits und der Akte willkürlicher Gewalt andererseits, die 

von  den  Konfliktparteien  gegen  Leib  oder  Leben  von  Zivilpersonen  in  diesem Gebiet  verübt  werden, 

erforderlich (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris, Rn. 33).

Dabei sind neben völkerrechtswidrigen auch andere nicht zielgerichtete Gewaltakte zu berücksichtigen, weil  

eine  Beschränkung  auf  gegen  das  humanitäre  Völkerrecht  verstoßende  Gewaltakte,  zu  denen  etwa 

unvorhersehbare Kollateralschäden nicht zählen würden, nicht mit dem Sinn und Zweck des Art. 15 lit. c)  

der Richtlinie vereinbar wäre (vgl. BVerwG, Urteil vom 27. April 2010 -10 C 4.09 - juris, Rn. 34).

Neben der quantitativen Ermittlung der Gefahrendichte ist eine wertende Gesamtbetrachtung unter Berück-

sichtigung  der  Anzahl  der  Opfer  und  der  Schwere  der  Schädigungen  (Todesfälle  und  Verletzungen)  

vorzunehmen, bei der auch die für die Feststellung einer Gruppenverfolgung im Bereich des Flüchtlings -

rechts  entwickelten Kriterien entsprechend herangezogen werden können (vgl.  BVerwG, Urteil  vom 27. 

April 2010 -10 C 4.09 -, juris, Rn. 33).

Zu dieser wertenden Betrachtung gehört jedenfalls auch die Würdigung der medizinischen Versorgungslage  

in  dem jeweiligen Gebiet,  von deren Qualität  und Erreichbarkeit  die Schwere eingetretener körperlicher 

Verletzungen mit Blick auf die den Opfern dauerhaft verbleibenden Verletzungsfolgen abhängen kann (vgl.  

BVerwG, Urteil vom 17. November 2011 -10 C 13.10 -, juris, Rn. 23).

Der Senat sieht davon ab, die Fragen,

ob die Definition des Grades willkürlicher Gewalt bzw. der notwendigen Gefährdungsdichte seitens 
des BVerwG in seinem Urteil vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 - mit Art. 15 lit. c) QRL I und QRL II 
vereinbar ist

und
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ob bei der Feststellung des Niveaus der willkürlichen Gewalt ohne gefahrerhöhende persön-
liche Umstände nur die Zahl der Todesfälle und Verletzten bei der Zivilbevölkerung zugrunde 
gelegt werden darf bzw.muss oder darüber hinaus auch die Zahl  seelisch verletzter Personen 
mit ernsthaften Traumata, die Zahl der Vergewaltigungen oder sexuellen Gewalt gegen Frauen 
und Männer bzw. Kinder, die Zahl der willkürlichen Festnahmen und Inhaftierungen, die Zahl 
der (auch drohenden) Zwangsrekrutierungen, die Anzahl der Binnenvertriebenen im Land, die 
erhebliche Dunkelziffer und die humanitäre Situation zu berücksichtigen sind,

entsprechend der Anregung des Klägers dem EuGH im Wege des Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 

267 AEUV vorzulegen. Eine Verpflichtung zur Vorlage nach Art. 267 Abs. 3 AEUV besteht nicht, weil die  

Entscheidung mit der Nichtzulassungsbeschwerde, die Rechtsmittel im Sinne des Art. 267 Abs. 3 AEUV ist  

(vgl.  dazu BVerfG, Beschluss vom 3. März 2014 - 1 BvR 2083/11-, juris,  Rn. 32 m.w.N.),  angefochten  

werden kann. Der Senat sieht auch keinen weiteren Klärungsbedarf, insbesondere keinen Anhalt dafür, dass  

das für die Zuerkennung subsidiären Schutzes nach der Entscheidung des BVerwG vom 27. April 2010 - 10  

C 4.09 - erforderliche Niveau willkürlicher Gewalt nicht mit Art. 15 lit. c) QRL I vereinbar ist, zumal sich 

das BVerwG auf die zu dieser Vorschrift  ergangene Rechtsprechung des EuGH bezieht.  Hinsichtlich der 

weiteren Frage sieht der Senat bereits deswegen keinen Klärungsbedarf, weil auch nach der Rechtsprechung 

des BVerwG neben der quantitativen Ermittlung der Gefahrendichte eine wertende Gesamtbetrachtung vor -

zunehmen ist (vgl. BVerwG, Urteile vom 27. April 2010 - 10 C 4.09 -, juris, Rn. 33, und vom 17. November  

2011 -10 C 13.10 -, juris, Rn. 23), mit der die Berücksichtigung qualitativer Gesichtspunkte einhergeht.

Für  die  Gefahrenprognose  ist  bei  einem nicht  landesweiten  Konflikt  auf  den  tatsächlichen  Zielort  des  

Ausländers  bei  einer  Rückkehr  abzustellen.  Für  die  Frage,  welche  Region  als  Zielort  seiner  Rückkehr  

anzusehen ist, kommt es weder darauf an, für welche Region sich ein unbeteiligter Betrachter vernünftiger -

weise entscheiden würde, noch darauf, in welche Region der betroffene Ausländer aus seinem subjektiven 

Blickwinkel strebt. Zielort der Abschiebung ist in der Regel seine Herkunftsregion, in die er typischerweise  

zurückkehren wird (vgl. BVerwG, Urteil vom 14. Juli 2009 - 10 C 9.08 -, juris, Rn. 17, unter Hinweis auf das 

Urteil des EuGH vom 17. Februar 2009 - Rs. C-465/07 (Elgafaji) -).

Ein Abweichen von der Regel kann jedenfalls nicht damit begründet werden, dass dem Ausländer in der  

Herkunftsregion die Gefahren drohen,  vor denen § 4 Abs.  1 Satz 1,  Satz 2 Nr.  3 AsylVfG ihm Schutz  

gewähren soll. Kommt die Herkunftsregion des Ausländers als Zielort einer Rückführung wegen der ihm 

dort drohenden Gefahr nicht in Betracht, kann er nur unter den Voraussetzungen des Art. 8 QRL II bzw. § 3e 

AsylVfG auf eine andere Region des Landes verwiesen werden (vgl. BVerwG, Beschluss vom 14. November 

2012 -10 B 22.12 -, juris, Rn. 7).

Gemessen  daran  fehlt  es  an  einer  ernsthaften  individuellen  Bedrohung  des  Klägers.  Gefahrerhöhende 

Umstände,  die ihn wegen persönlicher Merkmale einem besonderen Sicherheitsrisiko aussetzen könnten, 

sind nicht  ersichtlich.  Sie ergeben sich insbesondere nicht  aus der geltend gemachten Möglichkeit  einer  

Zwangsrekrutierung. Ausgehend von den dem Senat vorliegenden Erkenntnisquellen zu Zwangsrekrutierun-
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gen in Afghanistan (vgl.  EASO, Informationsbericht über das Herkunftsland Afghanistan, Rekrutierungs-

strategien der Taliban,  Juli  2012;  UNHCR-Richtlinien zur Feststellung des internationalen Schutzbedarfs 

afghanischer Asylsuchender vom 6. August 2013, S. 45 f., Auswärtiges Amt (AA), Bericht über die asyl- und 

abschiebungsrelevante Lage in der islamischen Republik Afghanistan, Stand: Februar 2014 vom 31. März 

2014, S. 12; UNHCR, UNHCR-Stellungnahme zu Fragen der potentiellen Rückkehrgefährdung von jungen 

männlichen afghanischen Staatsangehörigen vom 31. August 2013, S. 3; Dr. Mostafa Danesch, Auskunft an  

den Hess.VGH vom 3. September 2013, S. 3 f., und an das Nds.OVG vom 30. April 2013; ACCORD - 

Austrian Centre for Country of Origin and Asylum Research and Documentation: ecoi.net-Themendossier zu 

Afghanistan: Anfragebeantwortung zu Afghanistan: Zwangsrekrutierung junger Afghanen durch die Taliban), 

besteht im Falle des Klägers keine tragfähige Grundlage für die Annahme, dass er dort ernsthaft befürchten  

müsste - insbesondere durch die Taliban -, zwangsrekrutiert zu werden. Den UNHCR-Richtlinien zur Fest -

stellung des Internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 6. August 2013 lässt sich inso-

weit entnehmen, dass regierungsfeindliche Kräfte in Gebieten, die ihrer tatsächlichen Kontrolle unterliegen, 

verschiedene Methoden zur Rekrutierung von Kämpfern nutzten, einschließlich Rekrutierungsmaßnahmen 

auf der Grundlage von Zwang. Traditionell habe in Kriegszeiten die Mobilisierung in Form von „lashkar" 

stattgefunden,  ein  Brauch,  bei  dem  jeder  Haushalt  einen  Mann  im  wehrfähigen  Alter  beisteuerte. 

Regierungsfeindliche Kräfte wendeten in Gebieten, die sie tatsächlich kontrollierten, sowie in Siedlungen 

von  Binnenvertriebenen  Drohungen  und  Einschüchterung  an,  um  auf  diese  Weise  Kämpfer  für  ihren 

Aufstand zu rekrutieren. Personen, die sich einer Rekrutierung widersetzten, seien danach gefährdet,  der  

Spionage für die Regierung angeklagt und getötet oder bestraft zu werden (vgl.  UNHCR-Richtlinien zur  

Feststellung des internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 6. August 2013, S. 45 f.).

Der  Bericht  enthält  weder  Informationen  zur  Häufigkeit  solcher  Zwangsrekrutierungen  noch  zu  deren 

regionaler Verteilung und zum Profil  bevorzugter Rekruten innerhalb der unüberschaubar großen Gruppe 

wehrfähiger Männer. Auch in den übrigen Auskünften und Berichten wird hierüber keine Aussage getroffen.

Der Sachverständige Dr. Mostafa Danesch hat sich in seinen Stellungnahmen vom 30. April 2013 an das 

Niedersächsische  Oberverwaltungsgericht  und vom 3.  September  2013 an  den  Hessischen Verwaltungs-

gerichtshof dahin geäußert, dass die Taliban „nicht selten" junge Männer zwangsrekrutiert hätten. In den drei  

Fällen,  in  denen  ihm bekannte,  nach  Kabul  abgeschobene  oder  als  sog.  Binnenflüchtlinge  von  Taliban 

„behelligte" Männer hätten zwangsrekrutiert werden sollen, hätten diese aber jeweils Gelegenheit gehabt,  

sich den befürchteten Zwangsmaßnahmen zu entziehen. Von der Tötung junger Männer durch Taliban im 

Zusammenhang mit geplanten Zwangsrekrutierungen in Kabul habe er nur gerüchteweise Kenntnis erlangt.  

Aus diesen Angaben lässt sich kein tragfähiger Erkenntnisgewinn ziehen. Sie sind vage und beruhen erkenn-

bar nicht auf einer gesicherten Tatsachengrundlage.
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Andererseits  ist  der  Umstand,  dass  weder  der  Sachverständige  noch  der  UNHCR  über  weitergehende 

spezifische Informationen verfügen, als Hinweis darauf zu werten, dass es sich bei der Zwangsrekrutierung 

erwachsener Männer nicht um ein hervorstechendes Merkmal des in Afghanistan herrschenden Konflikts,  

sondern eher um ein Randphänomen handelt. Hierfür spricht auch der im Juli 2012 veröffentlichte Bericht  

des Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen (European Asylum Support Office - EASO -), in dem 

die Rekrutierungsstrategien der Taliban unter Auswertung unterschiedlicher UN-, NGO-, Regierungs- und 

Medienquellen sowie Aussagen der Taliban beleuchtet  werden.  Aus deren Gesamtschau ergibt sich,  dass 

Zwangsrekrutierungen durch die Taliban - entgegen dem Vorbringen des Klägers - in Afghanistan nicht an  

der Tagesordnung sind, sondern gegenwärtig allenfalls in Einzelfällen vorkommen. Für die Taliban besteht  

keine Notwendigkeit, auf diese Praxis zurückzugreifen, weil sie über eine ausreichende Zahl von Freiwilli-

gen verfügen. Ursächlich hierfür sind einerseits die demographische Situation in Afghanistan, wo mehr als  

die Hälfte der Bevölkerung nicht älter als 19 Jahre ist und andererseits die wirtschaftliche und berufliche  

Perspektivlosigkeit, der junge Menschen dort ausgesetzt sind. Daneben werden die hohe Akzeptanz und der 

für die Taliban unverzichtbare Rückhalt in der lokalen Bevölkerung als Ursachen dafür genannt, weshalb es 

nur selten zu Zwangsrekrutierungen kommt. Soweit nach dem Bericht des EASO verschiedene Quellen von 

Zwangsrekrutierungen berichten,  haben sich diese in Flüchtlingscamps bzw.  in Regionen,  die  sich unter 

vollständiger Kontrolle der Taliban befunden haben, ereignet. Aus dem Bericht ergeben sich keine Anhalts-

punkte dafür, dass es dazu häufig gekommen ist bzw. dass davon eine große Zahl von Personen betroffen 

war. In der Provinz Logar, in der der Kläger beheimatet ist, sind nach den Recherchen des EASO keine Fälle 

bekannt geworden, in denen bei der Rekrutierung Zwang oder Gewalt ausgeübt worden sind (vgl. EASO, 

Informationsbericht über das Herkunftsland Afghanistan, Rekrutierungsstrategien der Taliban, Juli 2012, S.  

26 ff., 44).

Überdies  dürften  Zwangsrekrutierungen  mit  Blick  auf  die  vorhersehbar  eingeschränkte  Motivation  und 

Zuverlässigkeit der Rekruten vielfach wenig zielführend sein. Dafür, dass die fehlende Dokumentation der  

Häufigkeit von Zwangsrekrutierungen Erwachsener gleichzeitig ein Indiz für die Seltenheit solcher Vorfälle 

ist,  spricht  außerdem,  dass  es  entsprechende  Erhebungen  über  die  Zahl  von  Zwangsrekrutierungen  bei  

Kindern  gibt  (vgl.  United  Nations  Assistance  Mission  in  Afghanistan  (UNAMA),  Annual  Report  2013, 

Protection of civilians in armed conflict, S. 59; AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage 

in  der islamischen Republik Afghanistan,  Stand:  Februar  2014 vom 31.  März 2014,  S.  12;  ACCORD - 

Austrian Centre for Country of Origin and Asylum Research and Documentation: ecoi.net-Themendossier zu 

Afghanistan: Anfragebeantwortung zu Afghanistan: Zwangsrekrutierung junger Afghanen durch die Taliban).

Das verbleibende Restrisiko, als wehrfähiger Mann zwangsweise von einer Konfliktpartei - hier den Taliban  

- rekrutiert zu werden, ist insbesondere im Falle des Klägers als gering zu bewerten und begründet deswegen 

keinen seiner Person innewohnenden gefahrerhöhenden Umstand. Denn der Kläger gilt mit fast 34 Jahren - 

gemessen  an  afghanischen Verhältnissen -  nicht  mehr  als  junger  Mann.  Deswegen und aufgrund seiner 

tadschikischen Volkszugehörigkeit  gehört  er  für  die  Taliban,  die  ihre  Kämpfer  in  einer  von Paschtunen  
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dominierten Provinz wie Logar bevorzugt aus dem paschtunischen Teil der Bevölkerung rekrutieren dürften 

(vgl. zur Rekrutierung unterschiedlicher Ethnien EASO, Informationsbericht über das Herkunftsland Afgha-

nistan,  Rekrutierungsstrategien  der  Taliban,  Juli  2012,  S.  37  f.),  für  die  Nachwuchsgewinnung  wenig 

interessanten Personenkreis.

Der Senat lehnt die in der mündlichen Verhandlung hilfsweise gestellten Beweisanträge zu Ziffern 6, 7, 9,  

10, 11, 12 aus dem Schriftsatz vom 25. August 2014, die auf eine Beweiserhebung zum Umfang und zur  

Häufigkeit von Zwangsrekrutierungen in Afghanistan bzw. Logar durch Beiziehung weiterer Berichte und 

Einholung eines Gutachtens des Sachverständigen Dr. Mostafa Danesch abzielen, ab. Die Bestimmung von 

Art  und  Zahl  einzuholender  Gutachten  und  Auskünfte  steht  im  Ermessen  des  Gerichts  (vgl.  BVerwG, 

Beschluss vom 10. Juni 1999 - 9 B 81.99 -, juris, Rn. 13).

Die Notwendigkeit der beantragten Beweiserhebung drängt sich nicht auf. Die dem Senat vorliegenden und  

dem  Kläger  mit  der  Ladung  bekannt  gemachten  Erkenntnisse  und  die  weiteren  zum  Gegenstand  der 

mündlichen Verhandlung gemachten Erkenntnisse genügen zur Beurteilung der Sach- und Rechtslage unter 

den verfahrensrelevanten Gesichtspunkten, insbesondere zu in Afghanistan stattfindenden Zwangsrekrutie -

rungen.  Von der  u.a.  beantragten Einholung eines  Sachverständigengutachtens  durch Herrn Dr.  Mostafa 

Danesch verspricht sich der Senat im Übrigen angesichts des Inhalts von dessen Stellungnahmen vom 30.  

April 2013 an das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht und vom 3. September 2013 an den Hessischen 

Verwaltungsgerichtshof zu diesem Thema keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn.

Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang gleichzeitig dessen Vernehmung als sachverständiger Zeuge 

beantragt  hat,  braucht  der  Senat  diesem  Antrag  nicht  nachgehen,  weil  er  unsubstantiiert  ist  (vgl.  zur  

Ablehnung von Beweisanträge wegen fehlender Substantiiertheit Lang, in: Sodann/Ziekow, 4. Auflage, § 98,  

Rn. 32 m.w.N.).

Die  Beweiserhebung  durch  sachverständigen  Zeugen  richtet  sich  nach  den  Vorschriften  über  den 

Zeugenbeweis (§ 98 VwGO i. V. m. § 414 ZPO). Der sachverständige Zeuge ist danach (auch) ein Zeuge, der 

sein Wissen von bestimmten vergangenen Tatsachen oder Zuständen bekundet, zu deren Wahrnehmung eine 

besondere Sachkunde erforderlich war und die er nur kraft dieser besonderen Sachkunde ohne Zusammen-

hang mit einem gerichtlichen Gutachtensauftrag wahrgenommen hat (vgl. BVerwG, Urteil vom 6. Februar 

1985 - 8 C 15.84 -, juris, Rn.15).

Ein zulässiger Antrag auf Vernehmung eines sachverständigen Zeugen setzt einerseits die Darlegung von 

dessen besonderer Sachkunde sowie derjenigen Tatsachen voraus, die er kraft dieser Sachkunde wahrgenom-

men haben soll (vgl. BVerwG, Beschluss vom 27. März 2000 - 9 B 519.99 -, juris, Rn. 11,18).
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Daran fehlt  es  hier.  Der  Kläger  hat  weder  dargelegt,  worin  die  besondere  Sachkunde  von Dr.  Mostafa 

Danesch in Bezug auf das Beweisthema konkret besteht, noch, welche eigenen Wahrnehmungen dieser zu  

Zwangsrekrutierungen in Afghanistan bzw. Logar oder im Hinblick die behauptete Rekrutierungspraxis der 

Taliban gemacht hat. Aus den dem Senat vorliegenden Gutachten von Dr. Mostafa Danesch geht im Übrigen 

hervor, dass dieser hierzu jedenfalls nicht in der empirischen Ausdehnung, wie sie durch die Beweisanträge  

vorgegeben ist, über eigene Wahrnehmungen verfügt.

Eine von der Einschätzung einer allenfalls geringfügigen Zwangsrekrutierungsgefahr abweichende Risiko-

bewertung für den Kläger ergibt sich auch nicht aus den von ihm geschilderten Vorfluchtereignissen. Das 

Vorbringen zu seinem Verfolgungsschicksal,  das in  erster  Linie darauf abzielt,  zu vermitteln,  dass er  in  

besonderer Weise ins Visier in Logar ansässiger Taliban geraten ist, ist unglaubhaft. Die Angaben, die er bei 

seiner Anhörung vor dem Bundesamt dazu gemacht hat, sind in hohem Maße detailarm und unplausibel und 

können von daher nicht als erlebnisbasiert bewertet werden. Nichts anderes gilt für die Schilderungen des  

Klägers in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat. In ihrer Zusammenschau ergeben sämtliche seiner 

Angaben das Bild eines nur fragmentarischen Berichts, der keinen ausreichenden Bezug zu einem realen  

Geschehen  zulässt.  Hinzu  kommen  zahlreiche  Widersprüche,  Unstimmigkeiten  und  Auffälligkeiten  im 

Aussageverhalten des Klägers, die dafür sprechen, dass er sein Verfolgungsschicksal frei erfunden hat.

Das gilt zunächst mit Bezug auf die Hintergründe und Umstände seiner angeblichen Entführung durch seinen  

Onkel. Hierzu hat der Kläger beim Bundesamt zunächst angegeben, seine Tante, die ihn großgezogen habe,  

habe zu Lebzeiten Übergriffe des Onkels, der ihr jüngerer Bruder gewesen sei, verhindern können. In diesem 

Zusammenhang hat der Kläger sinngemäß beantragt, Beweis über die mitunter starke Position afghanischer  

Frauen innerhalb der Familie zu erheben. Unvereinbar damit hat er bei seiner Anhörung in der mündlichen  

Verhandlung vor  dem Senat  erklärt,  sein  Onkel  habe ihn  und seinen Bruder  zunächst  nicht  mitnehmen 

können, weil beide der altersbedingt kranken Tante hätten helfen müssen. Dass diese sich dem Bemühen des  

Onkels,  den Kläger und seinen Bruder für die Taliban zu gewinnen, aktiv entgegen gesetzt habe, hat  er 

demgegenüber mit keinem Wort erwähnt.

Im Zusammenhang mit seiner angeblich anschließenden Entführung ist der Kläger bei seiner Anhörung vor 

dem Bundesamt - obgleich es sich dabei um ein besonders einschneidendes und von daher einprägsames 

Ereignis gehandelt haben dürfte – auf keinerlei situationstypische Details eingegangen. Seine Schilderungen 

beschränken sich im Wesentlichen darauf, dass sein Onkel ihn und seinen Bruder nach dem Tod der Tante  

mit Gewalt mitgenommen habe, sie in den folgenden zwei Monaten bei den Taliban geblieben seien und dort  

Gewalt  geherrscht  habe.  Dabei  bleiben sämtliche die  Situation prägenden Begleitumstände offen.  So ist  

beispielsweise unklar geblieben, wie sich die Entführungssituation konkret abgespielt hat. Der Kläger hat  

auch nicht erwähnt, wohin sein Bruder und er von den Taliban verbracht worden sind, wie sie dort gelebt und  

mit was sie sich während ihres zweimonatigen Aufenthalts bei den Taliban beschäftigt haben.
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In der mündlichen Verhandlung ist der Kläger aufgefordert worden, seine Erlebnisse im Zusammenhang mit  

der vermeintlichen Entführung möglichst detailliert zu schildern. Dabei ist es ihm nicht gelungen, das mit 

seinen bisherigen Schilderungen nur rudimentär skizzierte Handlungsgerüst anzureichern. Er war nicht nur  

nicht in der Lage, die Entführungssituation anschaulich im Zusammenhang darzustellen, sondern hat auch 

auf  gezielte  Nachfrage  zu  Einzelaspekten  nahezu  keine  Details  preisgegeben.  Seine  Darstellung  dieses 

Handlungsabschnitts  beschränkte  sich  trotz  mehrfacher  Nachfrage  und  ausreichender  Gelegenheit  zur 

Stellungnahme darauf, dass sein Onkel eine Woche nach dem Tod seiner Tante bewaffnet und mit einer  

Gruppe Taliban gekommen sei und ihn und seinen Bruder mitgenommen habe.

Ebenso einsilbig und detailarm waren die Ausführungen des Klägers zu seinem Aufenthalt bei den Taliban.  

Erst auf Nachfrage, wie er und sein Bruder die Zeit dort verbracht hätten, hat er - erneut ohne dabei auf  

irgendwelche  Einzelheiten  dazu  einzugehen  -  erklärt,  sie  seien  an  der  Waffe  ausgebildet  worden.  Sein 

Hinweis darauf, dass an diesem Ort Menschen getötet und Kinder zu Selbstmordattentätern gemacht worden 

seien,  fügte sich demgegenüber nicht  nahtlos in den Kontext  seiner  übrigen Schilderungen ein und war 

angesichts fehlender Begleitinformationen,  insbesondere zum Aufenthaltsort,  auch nicht zuzuordnen.  Der 

Senat betrachtet es - auch angesichts der gleichbleibenden Stimmungslage des Klägers - als näherliegend, 

dass er das Geschilderte nicht erlebt, sondern erfunden hat, um die Situation aus asyltaktischen Gründen  

besonderes dramatisch erscheinen zu lassen. Ein vergleichbares Aussageverhalten hat der Kläger gezeigt, als  

er nach Abschluss seiner Befragung - ebenfalls außerhalb des Kontextes und ohne erkennbare Veranlassung -  

auf Narben in seinem Gesicht und an seinem rechten Bein hingewiesen hat, die von Schlägen mit einem 

Gewehrkolben bzw. nach kurz darauf korrigierter Darstellung von Bajonettstichen während der Zeit seiner  

Gefangenschaft herrühren sollen. Abgesehen davon, dass dieses Vorbringen gegenüber seiner Aussage vor  

dem Bundesamt gesteigert und schon deswegen unglaubhaft ist, zielt es ebenfalls darauf ab, durch Hervor-

hebung besonderer Brutalität  Aufmerksamkeit  zu erregen,  um so von der Detailarmut  und Widersprüch-

lichkeit des restlichen Vorbringens abzulenken.

Letztere spiegelt  sich auch in der Schilderung des Klägers zu seinem angeblichen Verrat an den Taliban 

wieder. Während er bei seiner Anhörung vor dem Bundesamt noch erklärt hatte, er selbst habe mit seinem 

Mobiltelefon die Polizei angerufen, hat er bei seiner Anhörung in der mündlichen Verhandlung vor dem 

Senat  erklärt,  sein Bruder habe in seiner Gegenwart  die Polizei  verständigt.  Sofern er  diese Angabe an  

anderer Stelle erneut modifiziert hat, liegt darin ein weiteres Indiz für ihre fehlende Glaubhaftigkeit. Das gilt 

auch bezogen auf die Angaben des Klägers zur Hinrichtung seines Bruders. Diese hat er beim Bundesamt  

und bei seiner Anhörung in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat eher beiläufig erwähnt, während er 

die Schilderung jeglicher Details zu den Begleitumständen oder seiner eigenen emotionalen Verfassung unter 

Hinweis darauf, diese nicht schildern zu können, vermieden hat. Im Kontext seines weiteren Aussageverhal-

tens  wertet  der  Senat  dies  -  zumal  es  in  seinem  Fall  für  den  Befund  einer  Traumatisierung  weder 

substantiierten Vortrag noch greifbaren Anhalt gibt - als Hinweis darauf, dass die Schilderungen des Klägers,  

der unverständlicherweise die Erinnerung an das Geburtsdatum seines Bruders verloren hat, auch insoweit  
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nicht der Wahrheit entsprechen. Zwar hat sich der Kläger bei Erwähnung der Hinrichtung seines Bruders für  

einen kurzen Moment die Augen gerieben. Dies konnte aber angesichts seiner darauf innerhalb kürzester Zeit 

wieder  völlig  unverändert  und  gleichmütig  wirkenden  Stimmungslage  nicht  als  Geste  authentischer  

Ergriffenheit gewertet werden.

Dem Kläger ist es zudem nicht gelungen, seine emotionale Verfassung während seiner Zeit bei den Taliban 

nachvollziehbar darzulegen. Bezeichnenderweise hat er bei seiner Anhörung vor dem Bundesamt auf die  

Frage,  wie  sich  die  Zeit  im Gewahrsam für  ihn  angefühlt  habe,  kein  Gefühl,  sondern  eine  Erwartung 

benannt. Angesichts der Einprägsamkeit der geschilderten Situation gibt es für einen derartigen emotionalen 

Gedächnisverlust  keine  plausible  Erklärung.  Vielmehr  dürfte  die  Situation  plötzlichen  Eingesperrtseins  

heftige  Angstgefühle  oder  Fluchtreflexe  auslösen,  die  auch nach  längerer  Zeit  zumindest  kognitiv  noch 

reproduzierbar sind. Deren Ausprägung mag zwar je nach Persönlichkeitsstruktur unterschiedlich sein, ihr 

Fehlen  ist  aber  angesichts  der  vom Kläger  geschilderten  besonderen  Bedrohungssituation  nicht  nachzu-

empfinden und spricht deshalb dafür, dass seine Schilderungen nicht zutreffen. Ein weiteres Indiz dafür ist  

seine ebenfalls spärliche Erinnerung an die tatsächlichen Umstände des Gewahrsams. Hierzu hat er lediglich 

erklärt, er habe Hunger gehabt und sei auch geschlagen worden. Ein derartiges Abflachen des Erinnerungs -

niveaus ist  weder  mit  dem Bildungsstand des  Klägers  noch anders  als  damit  zu erklären,  dass  er  auch 

insoweit gelogen hat. Hierzu passt, dass er in der mündlichen Verhandlung überhaupt nicht mehr auf diesen  

Gesichtspunkt eingegangen ist.

Unabhängig davon ist seine Aussage unter zahlreichen weiteren Aspekten nicht stimmig und lebensfremd.  

Seine  angebliche  Flucht  aus  der  Gefangenschaft  der  Taliban  und  das  Gelingen  seiner  anschließenden 

Ausreise  aus  Afghanistan  beruhen  auf  einer  höchst  unwahrscheinlichen  Häufung  und  Verkettung  von 

Zufällen, die zudem jeweils genau zum passenden Zeitpunkt eingetreten sind. Diese Aneinanderreihung von 

Zufällen nimmt ihren Lauf mit der angeblichen Freundschaft zu seinem Wächter. Dass dieser Wächter dem 

Kläger - ungeachtet der damit für ihn selbst verbundenen Gefahren - zur Flucht verholfen haben soll, ist  

realitätsfern. Weder die angebliche Freundschaft, zu deren Entstehung und Tiefe die Angaben des Klägers 

noch nicht  einmal  Rückschlüsse  zulassen,  noch  die  erwähnte  Gegenleistung  sind  ein  nachvollziehbares  

Motiv dafür, dass der Wärter sich den mit der Freilassung des Klägers einhergehenden, im Zweifel für ihn 

selbst lebensbedrohlichen Gefahren ausgesetzt haben soll.

Dass es dem Kläger unmittelbar im Anschluss an seine Flucht  -  nach seinen Angaben beim Bundesamt 

praktisch über Nacht und nach denen in der mündlichen Verhandlung innerhalb von zwei Tagen - gelungen  

ist, unentdeckt von seinem Onkel, verwandte oder befreundete Käufer zu finden, die ihm für die Übertragung 

eines Bruchteils seines Landstücks ohne zeitliche Verzögerung passend die für die Ausreise erforderliche  

Summe von 9.000 Dollar zur Verfügung gestellt haben sollen, überschreitet ebenfalls ein Maß an zufälligen 

Fügungen, das der Senat noch zu glauben bereit ist.
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Da der Vortrag des Klägers danach in wesentlichen Punkten unzutreffend und in nicht auflösbarer Weise  

widersprüchlich ist, lehnt der Senat seine hilfsweise gestellten Beweisanträge zu Ziffern 1 bis 5 aus dem 

Schriftsatz vom 25. August 2014 ab (vgl. zur Möglichkeit der Ablehnung von Beweisanträgen aus diesem 

Grund BVerfG, Beschluss vom 24. Mai 1994 - 2 BvR 1183/92 -, juris, Rn. 18; BVerwG, Beschluss vom 20. 

Juli 1998 - 9 B 10.98 -, juris, Rn. 6).

Es besteht auch kein durch die Erkenntnislage begründeter Anhalt oder substantiierter Vortrag dafür, dass 

sich die tadschikische Volkszugehörigkeit des Klägers gefahrerhöhend auswirkt. In der Provinz Logar leben 

mehrheitlich Paschtunen (60 %) und Tadschiken sowie eine kleine Minderheit schiitischer Hazara (vgl. Dr.  

Mostafa  Danesch,  Stellungnahme vom 7.  Oktober 2010 an den Hess.VGH zur  Situation in der Provinz  

Logar, S. 4). Wenngleich die Paschtunen dieses Gebiet traditionell dominiert haben, ist nichts dafür bekannt,  

dass Tadschiken dort häufiger als andere Volksgruppen Opfer von sicherheitsrelevanten Vorfällen werden,  

die in Zusammenhang mit konfliktbedingten Kampfhandlungen oder Attentaten stehen. Hierzu passt, dass es  

nach dem Sturz der Taliban nur noch sehr wenige Fälle ethnisch motivierter Gewalt gab (vgl. Congressional  

Research Service, Afghanistan: Politics, Elections and Government Performance, vom 28. Juli 2014, S. 2).

Der Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe - Afghanistan: Update, Die aktuelle Sicherheitslage - vom 

30. September 2013 enthält eine umfangreiche Auflistung der speziell durch staatliche, nicht staatliche und 

internationale Akteure gefährdeten Personengruppen (S. 15 ff.). Der Kläger gehört keiner dieser Personen-

gruppen an.

Ebenso wenig besteht in Logar eine exponierte allgemeine Gefahrenlage, die durch ein besonders hohes 

Niveau willkürlicher Gewalt im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bzw. des EuGH 

gekennzeichnet ist. Dies ergibt sich im Einzelnen aus der Auswertung folgender Erkenntnisse:

Logar  ist  eine der 34 Provinzen im östlichen Teil  Afghanistans,  deren Hauptstadt  Pul-i-Alam ist.  Logar 

grenzt südlich an die Provinz Kabul, ist zudem den Provinzen Nangarhar, Paktia, Kabul, Wardak und Ghazni  

benachbart und verfügt im Osten über eine schmale Grenze zu Pakistan. Die Provinz umfasst ein Gebiet von  

knapp 4.000 Quadratkilometern. Die Einwohnerzahl liegt aktuellen Schätzungen der Zentralen Organisation 

für Statistik der Islamischen Republik Afghanistan zufolge bei 379.400 (vgl. Central Statistics Organization,  

Afghanistan Statistical Yearbook 2013/2014, S. 3 und 5 f., abrufbar unter http://cso.gov.af/en).

Logar ist in sieben Bezirke unterteilt. Der Bezirk Baraki Barak, dem der Kläger entstammt, liegt angrenzend 

an Wardak im Westen der Provinz. Dort leben variierenden Schätzungen zufolge ungefähr 85.200 Menschen 

(vgl. Ministry of Rural Rehabilitation and Development (MRRD), National Area Based Development, Logar 

Provincial Profile, abrufbar unter: "Logar Provincial Profile". MRRD. 2013-07-27. Retrieved 2013-08-17).
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Logar gilt als Einfallstor aufständischer Oppositioneller in die Hauptstadt Kabul (vgl. FAZ vom 15. Oktober  

2013 „Gouverneur von Logar getötet“; Dr. Mostafa Danesch, Stellungnahme vom 7. Oktober 2010 an den 

Hess.VGH zur Situation in der Provinz Logar, S. 4).

Seit etwa 2008 liegt die Provinz im Wesentlichen in den Händen der Taliban und der Hezb-e-Islami, deren 

Anführer  Gulbuddin  Hekmatyar  ist  und  die  ungeachtet  gelegentlicher  Konfrontationen  mit  den  Taliban 

ideologisch und politisch verbunden sind. Auch das von Jalaluddin Haqqani gegründete Haqqani-Netzwerk, 

von dem davon ausgegangen wird, das es al-Quaida näher steht, hat großen Einfluss in der Provinz. Bedingt  

durch diese Machtverteilung wurden in der Vergangenheit in Logar weniger Anschläge durch oppositionelle 

Gruppierungen verübt,  als  in  den  südlichen und östlichen  Grenzprovinzen (vgl.  Auskunft  von Amnesty 

International vom 20. Dezember 2010 an den Hess.VGH, S. 2; mit Hintergrundinformationen zu den einzel -

nen  Gruppierungen,  ACCORD  -  Austrian  Centre  for  Country  of  Origin  and  Asylum  Research  and 

Documentation:ecoi.net-Themendossier  zu  Afghanistan:  Allgemeine  Sicherheitslage  in  Afghanistan  & 

Chronologie für Kabul, letzte Aktualisierung 24. Juli 2014 - http://www.ecoi.net/news/188769::afghanistan/ 

101.allgemeine-sicherheitslage-in-afghanistan-chronologie-fuer-kabul.htm).

Den  genannten  extremistischen  regierungsfeindlichen  Gruppierungen  dient  die  Provinz  als  strategisches 

Aufmarschgebiet, von dem aus sie ihre Anschläge auf bedeutsame Ziele in Kabul vorbereiten und starten. 

Den Feststellungen des Gutachters Dr. Mostafa Danesch vom 7. Oktober 2010 an den Hessischen Verwal -

tungsgerichtshof zufolge fanden zu dieser Zeit  in Logar täglich Partisanenkämpfe der Taliban gegen die 

afghanische Armee und die NATO-Truppen statt, die umgekehrt massiv die Stellungen der Taliban angriffen 

(S. 5). Aktuellere Erkenntnisse sprechen nicht dafür, dass sich diese Situation in der Zwischenzeit grund-

legend verbessert bzw. beruhigt hat.  Nach den Feststellungen der Organisation Afghanistan NGO Safety 

Office  (ANSO)  haben sich  die  südliche,  die  südöstliche  und die  östliche  Region zunehmend zu  einem 

zusammenhängenden Kampfgebiet entwickelt (vgl. ANSO, Quaterly Data Report, Q. 2 2012, S. 1).

In den Fortschrittsberichten der Bundesregierung für Afghanistan ist seit Dezember 2011 fortlaufend eine  

erhebliche Bedrohungslage für Logar ausgewiesen (vgl. Die Bundesregierung, Fortschrittsbericht Afghani-

stan  zur  Unterrichtung  des  Deutschen  Bundestages  (im  Folgenden:  Die  Bundesregierung,  Fortschritts-

bericht), jeweils Stand: Dezember 2011, Juni 2012, November 2012, Januar 2014 (S. 9) und zuletzt Juni 

2014 (S. 17)).

Im aktuellsten Bericht wird dies - wie bereits in dem vorangegangenen Bericht - dahingehend ausgeführt,  

dass in den ländlichen - vorwiegend paschtunisch geprägten - Gebieten im Osten und Süden eine „über -

wiegend nicht“ oder in einigen wenigen Distrikten sogar eine „nicht kontrollierbare“ Sicherheitslage herr-

sche (S. 16). An der in dem Bericht ebenfalls enthaltenen graphischen Darstellung anhand einer Karte des 

Staatsgebiets  von  Afghanistan  (S.  17),  auf  der  die  regionale  Bedrohungslage  nach  den  jedenfalls  nicht  

grundlegend  davon  abweichenden  Einstufungen  der  NATO  unterschiedlich  farblich  markiert  ist,  wird 
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deutlich,  dass  letzteres  nicht  die  Provinz Logar,  sondern  die  Provinzen Kunar,  Khowat  sowie Teile  der  

Provinzen Ghazni, Paktika und Paktia betrifft.

Soweit der Kläger in diesem Zusammenhang eingewendet hat, die in den Berichten der Bundesregierung 

ausgewiesenen Zahlen sicherheitsrelevanter Zwischenfälle seien fehlerhaft und nachträglich um 10 % nach 

oben korrigiert worden, trifft dieser Einwand zu, greift aber nicht durch. Denn die getroffene Bewertung der  

Sicherheitslage berücksichtigt diesen Aspekt. Die Bundesregierung hat in ihrem Fortschrittsbericht von Juni  

2013 auf das Erfordernis nachträglicher Korrekturen der statistisch erfassten sicherheitsrelevanten Zwischen-

fälle hingewiesen. Da deren Erfassung mittlerweile durch die ANSF erfolge, könne sie nicht auf Verläss -

lichkeit überprüft werden. Infolgedessen bestehe eine nur eingeschränkte Verifizierbarkeit und Verlässlich-

keit,  was  dazu  führe,  dass  diesem  Zahlenwert  bei  der  Bewertung  der  Sicherheitslage  nur  geringe 

Aussagekraft beigemessen werde (vgl. Die Bundesregierung, Fortschrittsberichte Juni 2013, S. 7 f.; Januar  

2014, S. 9; Juni 2014, S. 16).

Das kommt auch in der der vorgenommenen Kategorisierung der Sicherheitslage zugrunde liegende Bewer-

tungsmethodik  zum  Ausdruck.  Diese  orientiert  sich  an  einer  Reihe  von  quantitativen  und  qualitativen 

Indikatoren. Hierzu wurden für eine variable Bewertungsmatrix drei Kategorien (Bedrohung, Schutz und 

Perzeption der Sicherheitslage) festgelegt und zusätzlich mehrere nachgeordnete Einflüsse definiert (politi -

sche Institutionen, Sozioökonomie oder externe Einflüsse), die je nach Verfügbarkeit der Erkenntnisse und 

Ausprägung  der  Wirkung  auf  die  Sicherheitslage  berücksichtigt  worden  sind.  Als  „überwiegend  nicht 

kontrollierbar“ - wie für Logar festgestellt - gilt die Sicherheitslage eines Raumes nach diesen Bewertungs -

maßstäben  dann,  wenn bestehende  Bedrohungen  eine  erhebliche  Beeinträchtigung  der  Bewegungs-  und 

Handlungsfreiheit  der  afghanischen  Bevölkerung,  der  afghanischen  Regierung  und  der  Vertreter  der 

internationalen Gemeinschaft darstellen, kurzfristig keine Verbesserung der Sicherheitslage zu erwarten ist  

und  die  Autorität  der  afghanischen  Verwaltungs-  und  Regierungsstrukturen  in  Frage  steht.  (vgl.  Die 

Bundesregierung, Fortschrittsbericht, Juni 2014, Anhang, S. 28).

Erwähnenswert  ist  in diesem Zusammenhang,  dass die Organisation ANSO die Sicherheitslage in Logar 

nicht gleichermaßen prekär einzuschätzen scheint. In ihrem Bericht für das erste Quartal 2013 ordnet sie  

Logar bezogen auf die dortige Sicherheitslage (nur) der mittleren von insgesamt fünf Kategorien zu, deren 

Bezeichnung „moderately insecure“ lautet  (vgl.  ANSO, Quaterly Data Report,  Q.  1 2013 vom 30.  April  

2013, S. 11).

Diese Bewertung steht unter anderem in Verbindung mit der in diesem Bericht für die einzelnen Provinzen  

Afghanistans für das jeweils erste Quartal der Jahre 2011 bis 2013 aufgeführten Dichte von Vorfällen, an  

denen bewaffnete oppositionelle Gruppierungen beteiligt  waren.  Danach haben sich derartige Vorfälle in  

Logar in diesem Zeitraum um 25 % reduziert. Logar gehörte damit zu den insgesamt acht Provinzen, in 

denen  Vorfälle  dieser  Art  abgenommen  haben,  während  die  Vorfallsdichte  in  sechs  weiteren  Provinzen 
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weitgehend gleichbleibend war und in den verbleibenden zwanzig Provinzen - zum Teil erheblich - angestie -

gen  ist.  Nach  einem  Bericht  des  Institute  for  the  Study  of  War  (ISW)  gelten  innerhalb  Logars  der 

Hauptstadtbezirk Pul-i-Alam als der Unruhigste und die Bezirke Kharwar und Muhammad Agha ebenfalls 

als problematisch. Der Bezirk Baraki Barak, dem der Kläger entstammt, ist dort nicht aufgeführt (vgl. ISW,  

Regional  Command  East,  Overview,  Province  Logar,  abrufbar  unter:  https://www.understandingwar.org/ 

region/regional-command-east).

Das quantitative Kernkriterium für die zu treffende Gefahrenprognose ist die in der maßgebenden Region -  

hier Logar - zu verzeichnende Zahl ziviler Opfer. Diese dokumentiert die Politische Unterstützungsmission 

der Vereinten Nationen in Afghanistan UNAMA (United Nations Assistence Mission in Afghanistan), die 

hierzu im Auftrag des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen in halbjährlichem Turnus aktualisierte Berichte 

erstellt. Dabei ist die Methodik, der Ermittlung und Auswertung folgen, zu Beginn der jeweiligen Berichte 

beschrieben. Auf die dortigen Ausführungen wird Bezug genommen (vgl. UNAMA, Afghanistan, Midyear 

Report 2014, Protection of Civilians in Armed Conflict vom 1. Juli 2014, S. 1).

Aus einer Zusammenschau des Jahresberichts für das Jahr 2013 und des aktuellen Zwischenberichts von Juli  

2014 ergibt sich, dass im Zeitraum von Januar 2009 bis Juni 2014 im gesamten Staatsgebiet von Afghanistan 

42.024 Zivilisten konfliktbedingt zu Schaden gekommen sind, von denen 15.628 getötet und 26.396 verletzt  

worden sind. Davon entfallen 1.564 getötete und 3.289 verletzte zivile Opfer auf den Zeitraum zwischen  

Januar 2014 und Juni 2014. Weder die Berichte von UNAMA noch die übrigen dem Senat zur Verfügung  

stehenden Erkenntnisquellen enthalten eine weitere (vollständige) Aufschlüsselung nach Provinzen. Deren 

statistische Aussagekraft wäre auch fragwürdig. Denn Vieles spricht dafür, dass die damit einhergehende  

Maßstabsverkleinerung nicht auf eine Präzisierung, sondern - jedenfalls im Kontext einer längeren zeitlichen 

Entwicklung betrachtet  -  auf  eine Verzerrung der  abgebildeten Realität  hinauslaufen würde.  Aus diesem 

Grund bedarf es auch insoweit keiner weiteren Sachverhaltsermittlung.

Ungeachtet dessen steht das Fehlen einer derartigen Aufschlüsselung der Bewertung, dass der Kläger bei  

Rückkehr nach Logar als Zivilperson keiner aus einem innerstaatlichen bewaffneten Konflikt resultierenden 

besonders exponierten Gefahrensituation ausgesetzt sein würde, nicht entgegen. Die dem Senat vorliegenden 

Erkenntnismittel erlauben eine - wenngleich nicht mathematisch genaue - annähernde Zuordnung der von 

UNAMA ermittelten Opferzahlen für die Provinz Logar, die jedenfalls die Feststellung trägt, dass das dortige 

Niveau willkürlicher Gewalt für den Kläger keine ernsthafte individuelle Bedrohung im Sinne des § 4 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3 AsylVfG, Art. 15 lit. c QRL II begründet.

Hierfür sind folgende Überlegungen maßgebend: Dem aktuellsten Fortschrittsbericht der Bundesregierung 

zufolge, dessen Ergebnis insoweit im Wesentlichen den vorangehenden Berichten entspricht, ist die Sicher-

heitslage in weiteren 13 der insgesamt 34 afghanischen Provinzen vergleichbar mit der in der Provinz Logar  

bzw.  brisanter  als  dort.  Dies  sind  die  Provinz  Farah  mit  490.600 Einwohnern,  die  Provinz  Ghazni  mit 
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1.188.600 Einwohnern, die Provinz Helmand mit 894.200 Einwohnern, die Provinz Kandahar mit 1.175.800 

Einwohnern, die Provinz Khost mit 556.000 Einwohnern, die Provinz Kunar mit 436.000 Einwohnern, die 

Provinz Laghman mit 431.200 Einwohnern, die Provinz Nangarhar mit 1.462.600 Einwohnern, die Provinz 

Nuristan mit  143.200 Einwohnern, die Provinz Paktia mit 534.000 Einwohnern, die Provinz Paktika mit  

420.700 Einwohnern, die Provinz Uruzgan mit 374.100 und die Provinz Zabul mit 294.100 Einwohnern. 

Diese  Zahlen  sind  dem  Jahrbuch  2013/2014  der  Zentralen  Organisation  für  Statistik  der  Islamischen 

Republik  Afghanistan  entnommen (vgl.  Central  Statistics  Organization,  Afghanistan  Statistical  Yearbook 

2013-2014, S. 3 und 5 f., abrufbar unter http://cso.gov.af/en).

Sie beruhen, da die letzte Volkszählung in Afghanistan im Jahr 1979 stattgefunden hat, auf Schätzungen, 

denen die Annahme eines jährlichen Bevölkerungswachstums von 2,03 % seit  1979 zugrunde liegt (vgl.  

National Risk and Vulnerability Assessment 2011-2012, Afghanistan Living Conditions Survey, S. 8).

Insgesamt leben in den aufgeführten dreizehn Provinzen danach rund 8,4 Millionen Menschen. Ausgehend 

von der entsprechenden Übersicht in dem letzten Bericht von ANSO ist darüber hinaus für die Provinzen 

Badghis  (479.800  Einwohner),  Faryab  (964.600  Einwohner),  Herat  (1.816.100  Einwohner),  Kunduz 

(972.200  Einwohner),  Nimroz  (159.300  Einwohner)  und  Wardak  (577.100  Einwohner)  und  von  einer 

Sicherheitslage auszugehen, die der in Logar entspricht. Diese Provinzen hinzugerechnet, ergibt sich eine 

Einwohnerzahl von rund 13,4 Millionen (vgl. ANSO, Quaterly Data Report, Q. 1 2013, S. 11).

Selbst  dann,  wenn  man  die  zuletzt  genannten  Provinzen  vollständig  außer  Betracht  lässt  und  die  Ein-

wohnerzahl  von Logar  (379.400)  nur  ins  Verhältnis  zur  Gesamteinwohnerzahl  der  zuerst  genannten  13 

Provinzen setzt, die sich zuzüglich der Einwohner von Logar auf 8.780.500 beläuft, macht der auf Logar  

entfallende Anteil ziviler Opfer rund 4,3 % aus. Angesichts der vergleichbaren, zum Teil sogar problema-

tischeren  Sicherheitslage  in  jenen  Provinzen  bildet  dieser  Anteil  einen  Anknüpfungspunkt  für  die 

Bestimmung der  Anzahl  der  zivilen  Opfer  in  Logar.  Hervorzuheben ist,  dass  dieser  Berechnung,  deren 

Ergebnis die tatsächliche Situation nur annähernd im Sinne einer Eingrenzung wiedergibt, die für den Kläger 

günstigste Betrachtungsweise zugrunde liegt.  Denn dabei  wird unterstellt,  dass sich die Zahl  der zivilen  

Opfer  ausschließlich  auf  14  Provinzen  Afghanistans  verteilt,  in  denen  lediglich  gut  1/4  der  Gesamt-

bevölkerung beheimatet ist. Dass der Anteil ziviler Opfer für Logar mit 4,3 % tatsächlich zu hoch liegen  

dürfte,  ergibt  sich  daneben  aus  der  Verteilung  der  von  bewaffneten  oppositionellen  Gruppierungen 

verursachten Vorfälle. Diese ist zwar nicht deckungsgleich mit der Verteilung der zivilen Opfer. Wegen der 

jedenfalls in Teilbereichen bestehenden Korrelation lässt sie aber zumindest gewisse Rückschlüsse darauf zu.  

Den Ermittlungen von ANSO zufolge haben sich im jeweils ersten Quartal der Jahre 2011, 2012 und 2013 in  

ganz Afghanistan 6.886 Vorfälle dieser Art  ereignet.  Davon entfallen nur 58 Vorfälle und damit  ein die 

angenommene Opferquote von 4,3 % deutlich unterschreitender Bruchteil von 0,84 % auf die Provinz Logar.  

Andererseits ist dieser Aufstellung zu entnehmen, dass diejenigen Provinzen, die dem aktuellsten Update-

Bericht der Schweizerischen Flüchtlingshilfe für Afghanistan zufolge am meisten umkämpft waren, nämlich 
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Kandahar, Nangarhar, Helmand, Khost, Kunar und Ghazni durchgehend die höchste Vorfallsdichte aufge-

wiesen  haben  (vgl.  ANSO,  Quaterly  Data  Report  Q.  1  2013,  S.  10;  Schweizerische  Flüchtlingshilfe, 

Afghanistan: Update, Die aktuelle Sicherheitslage vom 30. September 2013, S. 10).

Daran wird deutlich, dass der ermittelte Anteil von 4,3 % den tatsächlichen Gefährdungsquotienten zwar nur  

annäherungsweise  wiederspiegeln  mag,  jedoch  angesichts  der  zugunsten  des  Klägers  einbezogenen 

Sicherheitsüberlegungen zumindest nicht darüber hinausgeht.

Bezogen auf die von UNAMA für den Zeitraum von Januar 2009 bis Juni 2014 ermittelte Gesamtzahl von 

42.024 Toten und Verletzten zivilen Opfer ergibt sich für Logar - bei Annahme dieses Anteils - die Zahl von 

1.807 getöteten und verwundeten Zivilisten. Selbst wenn man diese Zahl zur angemessenen Berücksichti-

gung der insoweit hohen Dunkelziffer mit drei multipliziert (so Auskunft Dr. Mostafa Danesch an den Hess.  

VGH vom 3. September 2013, S. 11), ergibt sich daraus, in Bezug zur Einwohnerzahl von Logar (379.400) 

gesetzt, für einen Zeitraum von einem Jahr lediglich eine Opferquote von 0,26 % (1807: 5,5 Jahre x 3 x 100 :  

379.400) bzw. von 0,33 % (4853 x 2 = 9706; davon 4,3 % entspricht 417; 417 x 3 x 100 : 379.400), wenn  

man isoliert die Opferzahlen für Afghanistan aus dem Jahr 2014 hochrechnet (vgl. dazu Hess.VGH, Urteil  

vom 30. Januar 2014 - 8 A 119/12.A -, juris, Rn. 40, 43 und VGH Bad.-Württ., Urteil vom 26. Februar 2014 -  

A 11 S 2519/12 -, juris, wo für die Berechnungen im Ausgangspunkt ebenfalls von einem Jahreszeitraum 

ausgegangen wird).

Beides  sind  bereits  für  sich  genommen  zu  geringe  Werte,  um für  den  Kläger,  bei  dem keine  gefahr-

erhöhenden  persönlichen  Merkmale  vorliegen,  ausnahmsweise  die  Individualisierung  einer  allgemeinen 

konfliktbedingten Gefahr annehmen zu können. Hinzu kommt, dass dieser Prozentsatz - neben den bereits  

genannten Aspekten - noch aus anderen Gründen nach unten zu korrigieren ist. Die von UNAMA ermittelte 

Gesamtzahl der zivilen Opfer dürfte zu einem nicht unerheblichen Teil Personen mit erhöhten Gefährdungs-

potentialen betroffen haben. Das liegt für den von UNAMA mit 9 % ermittelten Anteil gezielter Tötungen 

durch  regierungsfeindliche Organisationen nahe.  Hinzu kommen dürfte  ein nicht  näher  quantifizierbarer 

Anteil  der durch Selbstmordattentate,  komplexe Angriffe und provisorische Sprengsätze hervorgerufenen 

Opfer, die im Zeitraum von Januar bis Juni 2014 insgesamt einen Anteil von 42 % ausgemacht haben (vgl.  

UNAMA, Afghanistan, Midyear Report 2014, Protection of Civilians in Armed Conflict vom 1. Juli 2014, S. 

6).

Dies hängt damit zusammen, dass aller Wahrscheinlichkeit nach - bedingt durch die strategische Auswahl der  

Anschlagsziele  -  bestimmte  Berufsgruppen,  wie  z.B.  die  Mitarbeiter  staatlicher  Organisationen,  in 

besonderer Weise betroffen waren.  Dass die deswegen vorzunehmende Korrektur auf der Grundlage der 

vorliegenden Erkenntnisse  nicht  exakt  bezifferbar  ist,  ist  angesichts  des  Umstandes,  dass  der  ermittelte  

Gefährdungswert schon als solcher nicht  ausreicht,  um eine individuelle Bedrohung zu begründen,  nicht  

entscheidend.
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Dieser Bewertung stehen auch nicht bereits gegenwärtig absehbare zukünftige Entwicklungen entgegen. Der 

Umstand, dass die Zahl der zivilen Opfer im Jahr 2013 und in der ersten Hälfte des Jahres 2014 im Vergleich  

zum Jahr 2012 gestiegen ist, ist angesichts der Kürze dieses Zeitraums und vergleichbar hoher Opferzahlen 

im Jahr 2011 (noch) kein aussagekräftiges Indiz für eine Fortentwicklung des Anstiegs der Opferzahlen.  

Ebenso wenig  kann diese  Prognose anhand der  diesem Anstieg zugrunde  liegenden Ursachen getroffen 

werden. Diese liegen einerseits in der vermehrten Nutzung provisorischer Brand- und Sprengvorrichtungen 

(sogenannte IEDs) und ergeben sich andererseits daraus, dass eine größere Zahl von Zivilsten den Folgen  

von Bodengefechten zum Opfer  gefallen ist.  Insgesamt  sind auf  diese  beiden Ursachen nach den Fest-

stellungen von UNAMA im Zeitraum von Januar  2014 bis  Juni  2014 69  % der  zivilen  Opfer  zurück-

zuführen(vgl. UNAMA, Afghanistan Midyear Report 2014, Protection of Civilians in Armed Conflict vom 1. 

Juli 2014, S. 6).

In  diesem Zusammenhang  hat  UNAMA darauf  hingewiesen,  dass  der  Anstieg  der  zivilen  Opfer  durch 

Kreuzfeuer und Bodengefechte einer veränderten Dynamik des Konflikts geschuldet sei, in dem nun Kampf-

handlungen  zwischen  regierungsfeindlichen  Gruppierungen  und  den  Afghan  National  Security  Forces 

(ANSF) vermehrt in Wohngebieten stattfänden. Als Ursache hierfür vermutet UNAMA die Schließung von 

86 ISAF-Militärstützpunkten in der zweiten Hälfte des Jahres 2013. Für die erste Jahreshälfte 2014 ergebe  

sich daraus ein direkter Zusammenhang zum Anstieg der zivilen Opfer, insbesondere zu solchen, die bei  

Bodengefechten zu Schaden gekommen seien. In der Vergangenheit hätte die Präsenz der ISAF-Truppen 

regierungsfeindliche Gruppierungen häufig davon abgehalten, in dichter besiedelte Gebiete vorzudringen.  

Dieser Zusammenhang ist zwar plausibel, er erlaubt aber keine auch nur annähernd zuverlässige Prognose 

dahin, wie sich die Zahl der zivilen Opfer zukünftig nach Beendigung des ISAF-Einsatzes Ende des Jahres 

2014  entwickeln  wird.  Insbesondere  besteht  gegenwärtig  keine  tragfähige  Tatsachengrundlage  für  die  

Prognose, dass die Anzahl der zivilen Opfer in der hier maßgebenden Region in einem Umfang ansteigen 

könnte, der - unabhängig von individuellen gefahrerhöhenden Umständen - für jede Zivilperson zu einer  

Individualisierung der allgemeinen konfliktbedingten Gefahrenlage führen würde. Zwar ist mit dem Ende 

des  ISAF-Einsatzes  die  Gefahr  des  Erstarkens  regierungsfeindlicher  extremistischer  Gruppierungen  und 

einer damit einhergehenden Ausweitung der Kampfhandlungen verbunden. Es ist aber weder sicher noch 

überwiegend wahrscheinlich, sondern offen, ob und vor allem in welcher Form und in welchem Umfang sich 

diese  Gefahr  realisieren  wird.  Das  gilt  insbesondere  angesichts  der  zugesagten  Finanzierungshilfen  zur 

Unterstützung der Funktionsfähigkeit der ANSF und der ins Auge gefassten ISAF-Folgemission „Resolute 

Support  Mission“ mit  einem personellen Gesamtumfang von 8.000 bis  12.000 Soldaten,  deren Aufgabe 

schwerpunktmäßig in  der  Ausbildung,  Beratung und Unterstützung der  ANSF liegen soll  (vgl.  dazu  im 

Einzelnen: Die Bundesregierung, Fortschrittsbericht, Juni 2014, S. 18 f.).

Ein sprunghafter Anstieg der Opferzahlen aufgrund des gesteigerten Einsatzes von improvisierten Spreng-  

und Brandvorrichtungen ist derzeit ebenfalls nicht absehbar. Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammen-

hang zudem, dass von Anschlägen dieser Art in besonderem Maße die südlichen und südöstlichen Provinzen 
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Afghanistans  betroffen  waren  und  weniger  die  Region,  der  der  Kläger  entstammt  (vgl.  UNAMA, 

Afghanistan, Midyear Report 2014, Protection of Civilians in Armed Conflict, vom 1. Juli 2014, S. 14).

Hinzu kommt, dass der Anstieg der zivilen Opfer zuletzt auch auf eine vermehrte Betroffenheit von Frauen  

und Kindern - und damit einer Risikogruppe, der der Kläger nicht angehört - zurückgeht (vgl. UNAMA,  

Afghanistan,  Midyear  Report  2014,  Protection of  Civilians  in  Armed Conflict,  vom 1.  Juli  2014,  S.  3;  

ACCORD - Austrian Centre for  Country of  Origin and Asylum Research and Documentation:  ecoi.net-

Themendossier zu Afghanistan: Allgemeine Sicherheitslage in Afghanistan & Chronologie für Kabul, letzte 

Aktualisierung 24. Juli 2014 http://www.ecoi.net/news/188769::afghanistan/101.allgemeine-sicherheitslage-

in-afghanistan-chronologie-fuer-kabul.htm).

Daneben  geben  weder  die  medizinische  Versorgungslage  in  Logar  noch  Binnenflüchtlingsbewegungen 

Veranlassung zu einer  anderen Bewertung.  Die medizinische Versorgung in Afghanistan hat  sich in den  

letzten zehn Jahren,  insbesondere im Bereich der Grundversorgung, erheblich verbessert,  fällt  jedoch im 

regionalen  Vergleich  weiterhin  drastisch  zurück.  Im vergangenen  Jahrzehnt  ist  die  Lebenserwartung  in 

Afghanistan um 18 Jahre  angestiegen.  Defizite  in  der  medizinischen Versorgung ergeben sich trotz  der  

erkennbaren und erheblichen Verbesserungen landesweit  weiterhin aus der unzureichenden Verfügbarkeit  

von  Medikamenten  und  Ausstattung  der  Kliniken,  insbesondere  aber  dem Mangel  an  Ärzten  und  gut  

qualifiziertem Personal (insbesondere Hebammen). Im Jahr 2013 stand 10.000 Einwohnern Afghanistans ca. 

eine Person qualifizierten medizinischen Personals gegenüber. Die regionalen Unterschiede sind auch hier 

erheblich, wobei die Situation in den Nord- und Zentralprovinzen um ein Vielfaches besser ist als in den  

Süd- und Ostprovinzen (vgl. AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen  

Republik Afghanistan, Stand: Februar 2014, vom 31. März 2014, S. 20 f.; umfassend zu den Entwicklungen 

des  Gesundheitssystems:  National  Risk  and  Vulnerability  Assessment  2011-2012,  Afghanistan  Living 

Conditions Survey, S. 83 ff.).

Diese Mängel sind - ohne die sich daraus ergebenden Folgeprobleme bagatellisieren zu wollen - schwer -

wiegend;  sie  erreichen  aber  gerade  unter  Berücksichtigung  der  im  letzten  Jahrzehnt  kontinuierlich 

stattgefundenen Verbesserung der Gesundheitsversorgung nicht den Grad an Brisanz, der erforderlich wäre,  

um die getroffene Gefährdungsprognose in Frage zu stellen.

Das gilt auch mit Bezug auf die Situation in der Provinz Logar, in der die gesundheitliche Grundversorgung 

gewährleistet ist. Im Jahr 2011 gab es dort 43 Gesundheitseinrichtungen, darunter sechs mobile Kliniken, 25  

Grundversorgungszentren,  zwei  Bezirkskrankenhäuser  und  ein  Provinzkrankenhaus  mit  150  Betten.  Die 

Gesundheitsversorgung  wird  durch  vom  afghanischen  Gesundheitsministerium  angestellte  Ärzte  und 

Krankenschwestern sichergestellt. Deren - jeweils erheblich gestiegene - Zahl lag im Jahr 2011 bei 57 Ärzten  

und 127 Krankenschwestern. Daneben gibt es in Logar 199 Apotheken (vgl. MRRD, National Area Based 

Development  Program,  1.2  Current  state  of  Development  in  the  Province E.  Health;  einige der  mobile 
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Gesundheitsstationen sind von der Bundesregierung finanziert worden, Die Bundesregierung, Fortschritts-

bericht, Juni 2014, S. 26).

Angesichts dessen bestehen keine Anzeichen dafür, dass die medizinische Versorgung in Logar hinter dem 

landesweiten Durchschnitt zurückbleibt.

Die  dem Senat  vorliegenden  Erkenntnisse  bieten  desweiteren  keinen  Ansatz  für  eine  hervorzuhebende 

Anzahl  von Binnenflüchtlingen aus  Logar,  die  erheblich  von den die  dortige  Sicherheitslage prägenden 

Faktoren abweicht  und deswegen Hinweis auf eine besonders exponierte Gefahrenlage sein könnte.  Der 

landesweite Anstieg der konfliktbedingt Binnenvertriebenen im Zeitraum von Ende 2012 bis Ende Juni 2013 

von 486.000 auf 574.327 kann zwar allgemein als Ausdruck einer Verschärfung des Konflikts bezogen auf 

das gesamte Staatsgebiet Afghanistans angesehen werden (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe, Afghanistan: 

Update, Die aktuelle Sicherheitslage, vom 30. September 2013, S. 22; UNHCR, UNHCR-Richtlinien zur 

Feststellung des Internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender vom 6. August 2013, S. 30 f.).

Daraus lässt sich aber weder etwas über die regionale Verteilung der Flüchtlingsströme herleiten noch über  

die fluchtauslösenden Ursachen, die bei Bestehen eines innerstaatlichen bewaffneten Konflikts vielfältiger  

Natur - etwa religiöser Art sein können und nicht zwingend damit in Zusammenhang stehen müssen. Die 

Dimension des Anstiegs der landesweit Binnenvertriebenen erreicht auch für sich genommen keinen Grad,  

der  es  rechtfertigt,  für  die  Provinz  Logar  von  einer  besonders  exponierten  Gefahrenlage  auszugehen. 

Relativierend ist in diesem Zusammenhang auch zu berücksichtigen, dass das internationale Engagement für 

Entwicklung  und  Wiederaufbau  fortgesetzt  wird  und  zudem  -  zeitweise  umfangreiche  -  gegenläufige 

Migrationsbewegungen stattfinden. Trotz schlechter wirtschaftlicher Perspektiven sind allein im Jahr 2012  

98.609  Flüchtlinge  nach  Afghanistan  zurückgekehrt  (vgl.  Schweizerische  Flüchtlingshilfe,  Afghanistan:  

Update, Die aktuelle Sicherheitslage, vom 30. September 2013, S. 21 f.).

Die  vorliegenden Erkenntnisse  zur  Sicherheitslage in  Logar  sind aktuell.  Sie  beruhen auf  zuverlässigen 

Quellen  und  beinhalten  hinreichende  Informationen  zur  Beurteilung  der  verfahrensrelevanten  Gesichts -

punkte.  Der  Senat  lehnt  deswegen  die  auf  Einholung  bzw.  Beiziehung  eines  Gutachtens  des  Sach-

verständigen Dr. Mostafa Danesch gerichteten Hilfsbeweisanträge des Klägers (Ziffern 7, 8, 13) ab. Sollte 

der Kläger mit dem Antrag unter Ziffer 8 - was daraus bereits nicht hinreichend deutlich hervorgeht - darüber 

hinaus unter Beweis gestellt haben wollen, dass die Taliban in der Lage sind, in Kabul Mordaktionen durch -

zuführen, kann dies als wahr unterstellt werden, so dass auch diesem Antrag nicht nachgegangen werden 

muss.

Soweit der Kläger hinsichtlich der Hilfsbeweisanträge zu Ziffern 7, 8 und 13 gleichzeitig die Vernehmung  

des  sachverständigen  Zeugen  Dr.  Mostafa  Danesch  beantragt  hat,  ist  dieser  Antrag  bereits  deswegen 

abzulehnen , weil er unsubstantiiert ist. Der Kläger hat weder dargelegt, worin die besondere Sachkunde von  

26



Dr. Mostafa Danesch in Bezug auf das Beweisthema konkret besteht, noch, welche eigenen Wahrnehmungen 

dieser zur Binnenflüchtlingssituation in Afghanistan und zur Sicherheitslage in Logar gemacht hat. Dass er  

als Einzelperson eigene Wahrnehmungen, in dem durch das Beweisthema vorgegebenen Umfang gemacht 

haben soll, erscheint abgesehen davon auch ausgeschlossen.

Der Beweisantrag unter Ziffer 14 wird ebenfalls abgelehnt. Die darin unter Beweis gestellte Tatsache kann in 

dieser  Undifferenziertheit  als  wahr  unterstellt  werden,  ohne  dass  sich  dadurch  etwas  an  der  Bewertung 

ändert, dass dem Kläger bei einer Rückkehr nach Logar nicht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit eine ernst -

hafte individuelle Bedrohung des Lebens oder seiner Unversehrtheit droht. Die Feststellung, dass 40 % der 

Bevölkerung in Afghanistan aufgrund der bewaffneten Auseinandersetzungen schwer traumatisiert ist, ist für  

die im Rahmen des § 4 Abs. 1 Satz 1, 2 Nr. 3 AsylVfG zu treffende Gefahrenprognose nicht entscheidend.  

Sie  besagt  für  sich  genommen  nichts  darüber,  wie  sich  die  Situation  in  der  insoweit  maßgebenden 

Heimatprovinz des Klägers darstellt.  Insbesondere fehlt  ihr aber jegliche Aussagekraft dazu, zu welchem 

Zeitpunkt die jeweiligen Traumata ausgelöst worden sind. Angesichts der bereits jahrzehntelang andauernden 

bewaffneten Auseinandersetzungen in Afghanistan lässt die Annahme, dass dadurch 40 % der Bevölkerung  

traumatisiert  worden  sind,  nicht  den  Rückschluss  zu,  dass  die  aktuelle  Gewaltsituation,  die  für  die  

Gefährdungsprognose vorrangig in den Blick zu nehmen ist, für diese Traumatisierungsquote ursächlich ist.  

Angesichts dessen hat der Senat auch erhebliche Zweifel, ob die Traumatisierungsdichte in der Bevölkerung 

hierfür ein eigenständiges und taugliches Kriterium sein kann. Als Ausdruck einer langjährigen Entwicklung 

mag  daraus  für  Vergangenheit  etwas  abzuleiten  sein.  Die  gegenwärtige  Gefährdungssituation  lässt  sich  

anhand dieses Kriteriums indes nicht zuverlässig abbilden. Das gilt auch deswegen, weil der Anteil traumati-

sierter Menschen - anders als bei den übrigen Bewertungsparametern - keinem ständigen Wechsel unterliegt,  

anhand dessen sich aktuelle Entwicklungen genau ablesen lassen. Problematisch erscheint außerdem, dass  

mit  der  Zugrundelegung  bestimmter  Traumatisierungsquoten  eine  Nivellierung  unterschiedlicher  Risiko-

profile einhergeht. So dürfte etwa das Risiko von Frauen, in Zeiten bewaffneter Auseinandersetzungen Opfer  

sexuell  motivierter Gewalt zu werden und infolgedessen ein Trauma zu erleiden, höher sein als das von  

Männern.  Mit  welchem  Grad  an  Wahrscheinlichkeit  der  Einzelne  bei  Rückkehr  in  sein  Heimatland 

befürchten muss, künftig seelisch verletzt zu werden, lässt sich deswegen zuverlässiger anhand der übrigen,  

die objektiven Gefährdungslage bestimmenden Faktoren abschätzen.

(b) Subsidiären Schutz kann der Kläger auch nicht auf der Grundlage von § 60 Abs. 2 AufenthG i.V.m. § 4  

Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AsylVfG beanspruchen, der Art. 15 lit. b) QRL II entspricht, und wonach ein ernsthafter 

Schaden auch dann droht, wenn die konkrete Gefahr der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender  

Behandlung  oder  Bestrafung  droht.  Der  Wortlaut  der  Vorschrift  ist  an  Art.  3  EMRK  angelehnt.  Die 

Rechtsprechung des EGMR zu diesem Konventionsgrundrecht ist daher bei der Auslegung dieser Bestim-

mung zu berücksichtigen (vgl. noch zu § 60 Abs. 2 AufenthG BVerwG, Urteil vom 31. Januar 2013 - 10 C  

15.12 -, juris, Rn. 22).
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Im Fall  des  Klägers  bestehen mit  Blick  auf  die  fehlende  Glaubhaftigkeit  der  Schilderungen zu  seinem 

Verfolgungsschicksal keine stichhaltigen Gründe dafür, dass ihm in Afghanistan Folter oder unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung im Sinne der Rechtsprechung des EGMR droht.

Dass der Kläger ungeachtet des von ihm geschilderten Verfolgungsschicksals in Afghanistan in erheblicher  

Weise  Gefahr  läuft,  zwangsrekrutiert  zu  werden,  ist  aus  den  vorstehenden  Gründen,  auf  die  insoweit 

verwiesen wird, ebenfalls nicht ersichtlich.

Soweit unzureichende Lebensbedingungen, eine mangelhafte medizinische Versorgung oder eine allgemeine 

Gewaltsituation  wie  Bürgerkriegslagen,  innere  Unruhen  und  bewaffnete  Konflikte  im  Heimatland  des 

Ausländers einen Anspruch auf die Gewährung subsidiären Schutzes gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AsylVfG 

begründen können,  gilt  dies  nur  unter  exzeptionellen Umständen.  Nach der Rechtsprechung des  EGMR 

erstreckt sich der Schutz nach Art.  3 EMRK nicht auf zu gewährleistende Standards im Heimatstaat des  

Betroffenen.  Andererseits  erfordert  die  grundlegende  Bedeutung  dieses  Konventionsgrundrechts  seiner 

Auffassung nach eine gewisse Flexibilität. In ganz außergewöhnlichen Fällen können daher auch (schlechte) 

humanitäre  Verhältnisse  Art.  3  EMRK verletzen,  wenn  die  humanitären  Gründe  gegen  die  Ausweisung 

"zwingend" sind (vgl. BVerwG, Urteil vom 31. Januar 2013 - 10 C 15.12 -, juris, Rn. 25).

Nach der übereinstimmenden Rechtsprechung des EGMR und des Bundesverwaltungsgerichts ist dies bezo-

gen auf die allgemeine Lage in Afghanistan nicht der Fall (vgl. BVerwG, Urteil vom 31. Januar 2013 - 10 C 

15.12 -, juris, Rn. 23 ff., EGMR, Urteil vom 13. Oktober 2011 - Nr. 10611/09 (Husseini) -, juris, Rn. 84).

Der Senat sieht - auch auf der Grundlage seiner eigenen tatrichterlichen Feststellungen - keine Veranlassung,  

hiervon abzuweichen.

(c) Ebenso wenig steht § 60 Abs. 2 AufenthG i.V.m. § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AsylVfG, durch den Art. 15 lit. a) 

QRL II gleichlautend umgesetzt worden ist,  einer Abschiebung des Klägers entgegen. Danach ist  einem 

Ausländer subsidiärer Schutz zu gewähren, wenn er stichhaltige Gründe für die Annahme vorbringt, dass 

ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden wegen der Verhängung oder Vollstreckung der Todes -

strafe droht. Hierfür ist nach dem Vorbringen des Klägers nichts ersichtlich. Insbesondere ergibt sich eine  

solche Gefahr nicht aus möglichen Vergeltungsschlägen der Taliban anlässlich des mutmaßlichen Verrats  

durch den Kläger. Denn insoweit ist sein Vorbringen, wie oben ausgeführt, bereits unglaubhaft. Auf die vom 

Kläger  aufgeworfene  Frage,  ob  der  Anwendungsbereich  des  § 4  Abs.  1  Satz  2  Nr.  1  AsylVfG nur  die  

staatliche Todesstrafe erfasst oder darüber hinaus auch die durch nichtstaatliche Gruppierungen verhängte  

Todesstrafe, kann daher offen bleiben.
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(d) Unabhängig davon, dass bereits die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 bis 3 AsylVfG nicht  

erfüllt  sind,  schließt  Kabul  als  interne  Schutzalternative  gemäß §  4  Abs.  3  i.V.m.  §  3e AsylVfG einen  

Anspruch des Klägers auf die Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter aus. Hierbei handelt es sich um 

die - früher in § 60 Abs. 11 AufenthG a.F. enthaltene - Umsetzung des Art. 8 QRL I bzw. jetzt Art. 8 QRL II.  

Nach § 3e Abs. 1 AsylVfG wird einem Ausländer die Flüchtlingseigenschaft nicht zuerkannt, wenn er in 

einem Teil  seines  Herkunftslandes  keine  begründete  Furcht  vor  Verfolgung oder  Zugang zu Schutz  vor 

Verfolgung nach § 3d AsylVfG hat  (Nr.  1)  und sicher  und legal  in  diesen Landesteil  reisen kann,  dort 

aufgenommen wird und vernünftigerweise erwartet werden kann, dass er sich dort niederlässt (Nr. 2). Bei der  

Prüfung der Frage, ob ein Teil des Herkunftslandes die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt, sind nach 

Absatz 2 die dortigen allgemeinen Gegebenheiten und die persönlichen Umstände des Ausländers gemäß 

Art. 4 QRL II zum Zeitpunkt der Entscheidung über den Antrag auf der Grundlage genauer und aktueller  

Informationen aus relevanten Quellen zu berücksichtigen.

Die  Frage,  wann  von  dem Ausländer  „vernünftigerweise  erwartet  werden  kann“,  dass  er  sich  in  dem 

verfolgungsfreien Landesteil aufhält, hat das Bundesverwaltungsgericht dahin präzisiert, dass dieser Zumut-

barkeitsmaßstab  über  das  Fehlen  einer  im  Rahmen  des  §  60  Abs.  7  Satz  1  AufenthG  beachtlichen 

existenziellen Notlage hinausgehe (vgl. BVerwG, Urteile vom 29. Mai 2008 - 10 C 11.07 -, juris, Rn. 35, und 

vom 31. Januar 2013 - 10 C 15.12 -, juris, Rn. 20).

Dem schließt sich der Senat an (vgl. ebenso Hess.VGH, Urteil vom 25. August 2011 - 8 A 1657/10.A -, juris,  

Rn. 91; VGH Bad.Württ., Urteil vom 6. März 2012 - A 11 S 3177/11 -, juris, Rn. 30) und sieht angesichts  

dessen von einer Vorlage an den EuGH im Wege des Vorabentscheidungsverfahrens nach Art. 267 AEUV 

hinsichtlich der Frage zu den für eine interne Schutzalternative im Sinne des Art. 8 QRL I bzw. QRL II  

zugrunde zu legenden Anforderungen ab, zumal keine Vorlagepflicht gemäß Art. 267 Abs. 3 AEUV besteht.

Nach den vorstehend genannten Grundsätzen bietet ein verfolgungssicherer Ort erwerbsfähigen Personen 

eine zumutbare Schutzalternative etwa dann, wenn sie dort, sei es durch eigene, notfalls auch wenig attrak-

tive  und  ihrer  Vorbildung  nicht  entsprechende  Arbeit,  die  grundsätzlich  zumutbar  ist,  oder  durch 

Zuwendungen von dritter  Seite  jedenfalls  nach Überwindung von Anfangsschwierigkeiten das  zu  ihrem 

angemessenen Lebensunterhalt Erforderliche erlangen können. Zu den danach zumutbaren Arbeiten gehören 

auch  Tätigkeiten,  für  die  es  keine  Nachfrage  auf  dem  allgemeinen  Arbeitsmarkt  gibt,  die  nicht  über-

kommenen Berufsbildern entsprechen, etwa weil sie keinerlei besondere Fähigkeiten erfordern, und die nur 

zeitweise,  etwa  zur  Deckung eines  kurzfristigen  Bedarfs,  beispielsweise  in  der  Landwirtschaft  oder  im 

Bausektor,  ausgeübt  werden können.  Nicht  zumutbar  sind  hingegen jedenfalls  die  entgeltliche  Erwerbs-

tätigkeit  für  eine  kriminelle  Organisation,  die  in  der  fortgesetzten  Begehung  von  oder  Teilnahme  an 

Verbrechen besteht. Ein verfolgungssicherer Ort, an dem selbst das Existenzminimum nur durch derartiges 

kriminelles Handeln erlangt werden kann, bietet keinen internen Schutz (vgl. VGH Bad.Württ., Urteil vom 6.  

März 2012 - A 11 S 3177/11 -, juris, Rn. 30).
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Gemessen daran kann der Kläger auf Kabul als interne Schutzalternative verwiesen werden.

Das gilt mit Blick auf die dortige Sicherheits- und Versorgungslage gleichermaßen. Eine Zusammenschau 

der dem Senat vorliegenden Erkenntnisse lässt diese Bewertung zu. Das gilt ungeachtet dessen, dass es für 

Teilaspekte der Tatsachengrundlage, auf der sie basiert, keine statistischen Erhebungen gibt (vgl. zum Fehlen 

genauer Zahlen für Kabul,  Auskunft  Dr.  Danesch an den Hess.VGH vom 8.  Januar 2014;  Auskunft  des 

Auswärtigen Amtes an den Hess.VGH vom 2. Juli 2014).

Die  vorliegenden  Erkenntnisse  stimmen  darin  überein,  dass  die  Sicherheitslage  in  Kabul  im  gesamt-

afghanischen  Vergleich  relativ  stabil  ist.  In  der  Hauptstadt  leben  Schätzungen  der  Central  Statistics 

Organization  im  statistischen  Jahrbuch  2013/2014  zufolge  3.435.000  Menschen  (vgl.  Central  Statistics 

Organization, Afghanistan Statistical Yearbook 2013-2014, S. 3 und 5 f., abrufbar unter http://cso.gov.af/en).

Andere Quellen gehen sogar von 4,5 Millionen Einwohnern aus (Daisuke Yoshimura,  Sicherheitslage in  

Afghanistan und humanitäre Lage in Kabul, ASYLMAGAZIN 12/2011, S. 408).

In  den  Fortschrittsberichten  der  Bundesregierung  ist  die  Bedrohungslage  in  Kabul  seit  Juli  2011  unter 

Zugrundelegung der Kriterien der NATO (vgl. zu diesen Kriterien: Die Bundesregierung, Fortschrittsbericht,  

Dezember 2010, S. 12) - mit Ausnahme eines vergleichsweise geringen Gebietsanteils in der Westprovinz, in  

dem sie zeitweise als „erheblich“ eingestuft worden ist - als „mittel“ bewertet (vgl. Die Bundesregierung,  

Fortschrittsberichte Afghanistan Juli 2011, S. 7, Dezember 2011, S.16, Juni 2012, S. 8, November 2012, S. 

10, Januar 2014, S. 9 und Juni 2014, S. 17).

Hiermit korrespondierend wird die Sicherheitslage in Kabul trotz einiger medienwirksamer Anschläge und 

häufiger Hinweise auf Anschlagsplanungen als „überwiegend kontrollierbar“ eingeschätzt, wobei darunter  

eine  Situation  verstanden  wird,  in  der  bestehende  Bedrohungen  eine  nur  geringe  Beeinträchtigung  der 

Bewegungs-  und Handlungsfreiheit  der  afghanischen Bevölkerung,  der  afghanischen Regierung und der  

Vertreter der internationalen Gemeinschaft darstellen. Dies kann eine räumlich und zeitlich eng begrenzte  

Verschlechterung der Sicherheitslage einschließen. Ferner ist diese Situation dadurch gekennzeichnet, dass 

die Autorität der afghanischen Verwaltungs- und Regierungsstrukturen nicht nachhaltig in Frage steht (vgl.  

Die Bundesregierung, Fortschrittsbericht, Juni 2014, S. 16, 28).

Diese Einschätzung der  Sicherheitslage steht  in  Einklang mit  der  Anzahl  der  für  Kabul  dokumentierten 

Vorfälle, die durch bewaffnete oppositionelle Gruppierungen veranlasst wurden. Nach den Feststellungen  

von ANSO hat es in den jeweils ersten Quartalen der Jahre 2011, 2012, 2013 in Kabul insgesamt 36 derartige  

Vorfälle gegeben. Bei 6.886 für diese Zeiträume für das gesamte Staatsgebiet von Afghanistan registrierten 

Vorfällen entspricht das einem Anteil von 0,52 %. Die Bundesregierung hat unabhängig davon im Jahr 2011 

eine  entsprechend  geringe  Quote  sicherheitsrelevanter  Zwischenfälle  von  ebenfalls  0,5  %  für  Kabul  

30



festgestellt (vgl. ANSO, Quaterly Data Report Q. 1 2013, S. 10; Die Bundesregierung, Fortschrittsbericht 

Juli 2011, S. 6).

Besonderes Gewicht gewinnt dies in Relation dazu betrachtet, dass in der Hauptstadt Kabul rund 10 % der 

Gesamtbevölkerung Afghanistans leben. Soweit die dortige Sicherheitslage in dem aktuellsten Bericht von 

ANSO  im  Gegensatz  zu  Vorberichten  als  „Deteriorating“  eingestuft  worden  ist,  kann  dies  nicht  als  

Anknüpfungspunkt  dafür  genommen  werden,  dass  sich  die  Situation  dort  allmählich  zuspitzen  würde. 

Einerseits handelt es sich dabei um die zweitniedrigste von fünf Gefährdungsstufen, andererseits ist diese  

Bewertung offenbar dem Umstand geschuldet, dass für das erste Quartal 2012 lediglich zwei Vorfälle doku-

mentiert sind, für das erste Quartal 2013 hingegen zwölf und hieraus eine 500 %ige Steigerung resultiert, die  

angesichts  der  vergleichsweise  geringen  Ausgangsbasis  und  vor  dem Hintergrund,  dass  für  das  voran-

gegangene,  bei  dem prozentualen Vergleich nicht  betrachtete erste Quartal  2011 22 Vorfälle verzeichnet 

worden sind, wenig Aussagekraft hat.

Auch aktuellste Erkenntnisse sprechen nicht für eine grundlegende Verschlechterung der Sicherheitslage in  

Kabul. Der am 24. Juli 2014 aktualisierte Bericht der Organisation ACCORD (vgl. ACCORD - Austrian 

Centre  for  Country  of  Origin  and  Asylum  Research  and  Documentation:  ecoi.net-Themendossier  zu 

Afghanistan: Allgemeine Sicherheitslage in Afghanistan & Chronologie für Kabul, letzte Aktualisierung 24. 

Juli  2014  http://www.ecoi.net/news/188769::afghanistan/101.allgemeine-sicherheitslage-in-afghanistan-

chronologie-fuer-kabul.htm) enthält hierzu unter Bezugnahme auf unterschiedliche Quellen folgende Infor-

mationen: In Kabul hätten sich eine Reihe von Selbstmordanschlägen ereignet, die das Leben der Bevölke -

rung  beeinträchtigten.  Abgesehen  von  Selbstmordanschlägen  und  einer  steigenden  Kriminalitätsrate  sei  

Kabul  allerdings  sicherer  und mehr  unter  Kontrolle  als  andere  Orte  in  Afghanistan.  Die  Taliban-Zellen 

agierten  dort  weiterhin,  wobei  ihre  Netzwerke  anscheinend  immer  stärker  würden.  Abgesehen  von 

sporadischen Raketenangriffen  auf  die  Hauptstadt  liege  ihr  Fokus  auf  Angriffen,  die  möglichst  nah  am 

Zentrum der  Macht  verübt  werden  sollten.  Die  Taliban  bevorzugten  daher  sporadische,  öffentlichkeits -

wirksame Angriffe, sogenannte „highprofile attacks“, durch die ein Gefühl von Unsicherheit hervorgerufen 

werden solle.

In  dem aktuellsten  Bericht  der  Schweizerischen  Flüchtlingshilfe  ist  dies  dahin  präzisiert,  dass  sich  die 

Angriffe der Taliban primär gegen Personen mit einem „hohen Profil“ wie Dolmetscher, Auftragnehmer und 

Lieferanten des Militärs und hochrangige Regierungsbeamte richteten. Bedingt dadurch komme es in Kabul 

häufiger zu gezielten Tötungen als in vollständig von den Taliban kontrollierten Gebieten.  Für bekannte 

Personen bestehe dort ein größeres Risiko, angegriffen zu werden als in anderen Städten. Ziel der Taliban sei  

nicht die physische Kontrolle über Kabul;  im Fokus stehe vielmehr die Ausübung psychologischen Ein-

flusses (vgl. Schweizerische Flüchtlingshilfe, Afghanistan: Sicherheit in Kabul, vom 22. Juli 2014, S. 5 ff.).
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Nach  den  Feststellungen  von  ACCORD  scheint  es,  als  seien  die  Taliban  demgegenüber  nicht  daran  

interessiert, relativ machtlose Personen zu verletzen. Ihre Taktik sei vielmehr zu zeigen, dass die Aufständi-

schen überall  im Land zuschlagen und selbst  den „Stahlring“ der afghanischen Sicherheitskräfte um die  

Zentren  großer  Städte  überwinden  könnten.  Dies  ziele  anscheinend  darauf  ab,  die  Aufmerksamkeit 

internationaler  Medien  und  möglicher  „Geldgeber“  zu  erregen  und  Unsicherheit  in  der  afghanischen 

Bevölkerung,  der  afghanischen Regierung und den afghanischen Streitkräften zu verbreiten.  Es  sei  eine 

Zunahme großer Angriffe in der afghanischen Hauptstadt prognostiziert  worden. Gleichwohl seien sich - 

einem Bericht des norwegischen Herkunftsländerinformationszentrums Landinfo aus Januar 2014 zufolge - 

verschiedene Quellen bei Gesprächen in Kabul im Oktober 2013 einig gewesen, dass die Regierung, die  

afghanische Nationalarmee und die afghanische Nationalpolizei die Lage in Kabul relativ gut unter Kontrolle 

hätten. Entwicklungen, auf Basis derer die Situation in Kabul als instabil bezeichnet werden könnte, seien  

nicht erkennbar. Sie sei allerdings hinsichtlich des Risikos konfliktbezogener, gewalttätiger Vorfälle durch 

Unvorhersehbarkeit geprägt.

Soweit  sich  danach  bei  einer  aktuell  als  stabil  eingeschätzten  Sicherheitslage  in  Kabul  die  besorgnis -

erregende Entwicklung eines Erstarkens der Taliban abzuzeichnen scheint, ist einerseits zu sehen, dass die  

Aussagekraft dieser Prognose durch die tatsächliche Entwicklung bestimmt wird, in deren Licht sie zu sehen 

ist.  Andererseits  ist  von  Bedeutung,  dass  nicht  die  erhöhte  mediale  Aufmerksamkeit,  die  einzelnen 

Anschlägen zu Teil wird, das ausschlaggebende Kriterium für die Bewertung der Sicherheitslage in Kabul  

ist. Vielmehr ist dies in erster Linie die Wahrscheinlichkeit, die für eine Zivilpersonen besteht, einem solchen 

Anschlag zum Opfer zu fallen. Das gilt jedenfalls dann, wenn deren Sicherheit - wie derzeit in Kabul - durch 

einzelne  gezielte  Anschläge  und  nicht  durch  flächendeckendere  und  vielgestaltigere  Destabilisierungs-

maßnahmen gefährdet ist.  Diese Wahrscheinlichkeit  wird durch die Exponiertheit  des Anschlagsziels nur 

insoweit mitbestimmt, als dort üblicherweise auch Zivilisten anzutreffen sind und richtet sich - den Vorgaben 

des Bundesverwaltungsgerichts zufolge - maßgebend nach dem Verhältnis von Einwohnerzahl und zivilen 

Opfern.

Sie ist auf der Grundlage aktueller Erkenntnisse für Kabul zu geringfügig, um auch jenseits einer Extrem-

gefahr annehmen zu können,  dass es dem Kläger  nicht  zumutbar sei,  sich dort  niederzulassen.  Für den  

Zeitraum zwischen 2007 und 2013 sind von der NGO iMMAP Sicherheitsvorfälle in der Provinz Kabul  

dokumentiert, bei denen über 1.200 afghanische Zivilisten getötet oder verletzt wurden (vgl. Schweizerische 

Flüchtlingshilfe, Afghanistan: Sicherheit in Kabul; vom 22. Juli 2014, S. 7 unter Hinweis auf den Bericht 

von iMMAP vom 16. April 2014).

Das entspricht bezogen auf einen Jahreszeitraum rund 200 zivilen Opfern provinzweit. Anhand dessen und 

der Ergebnisse des zitierten Berichts von ACCORD, in dem die sicherheitsrelevanten Ereignisse, die sich  

zwischen Januar 2013 und Juli 2014 in Kabul ereignet haben, insbesondere auf der Grundlage der Artikel 

von Radio Free Europe/Radio Liberty, BBC und Agence France Press chronologisch aufgeführt sind, lässt  
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sich  der  Umfang,  in  dem die  Zivilbevölkerung  im  Zusammenhang  mit  Anschlägen  in  Kabul  Schaden 

genommen hat, jedenfalls für die hier zu treffende Zumutbarkeitsprognose hinreichend genau abschätzen.

Für das erste Quartal 2013 sind sieben - zum Teil vereitelte - Anschläge dokumentiert, bei denen insgesamt  

34 Zivilisten und weitere 38 Personen verletzt und - abgesehen von mehreren getöteten Wachleuten, Polizis-

ten und Soldaten - neun Personen getötet wurden. Angriffsziele waren u.a. das Gebäude des afghanischen  

Geheimdienstes, die Zentrale der Verkehrspolizei und das afghanische Verteidigungsministerium.

Für das zweite Quartal sind acht Angriffe, u.a. auf den Kabuler Flughafen und den Obersten Gerichtshof, mit 

insgesamt rund 46 Todesopfern - darunter drei Sicherheitsleute und zwei US-Soldaten - und 59 Verletzten 

zuzüglich mehrerer Dutzend Verletzter bei einem am 16. Mai 2013 von der Hezb-e-Islami verübten Anschlag 

genannt, wobei aus dem Bericht nicht hervorgeht, dass diese Zahlen nur Zivilpersonen einschließen.

Im dritten Quartal 2013 waren drei - überwiegend durch die Taliban verübte - Anschläge zu verzeichnen.  

Dabei kamen mindestens sieben Personen zu Tode, weitere drei Zivilisten wurden verletzt.

Für  das  vierte  Quartal  2013  sind  neun  Angriffe,  darunter  ein  mittels  Raketen  bzw.  Granaten  verübter  

Anschlag auf die amerikanische Botschaft, aufgeführt, bei denen sieben Zivilisten und 13 weitere Personen - 

darunter  drei  Soldaten  -  getötet  und  sechs  Zivilisten,  weitere  23  Personen  und  mehrere  Soldaten  und 

Polizisten verletzt worden sein sollen.

Für das erste Quartal 2014 sind zwölf Anschläge dokumentiert, die bereits zum Teil in Zusammenhang mit  

den am 5. April 2014 stattgefundenen Präsidentschaftswahlen gebracht werden können. 46 Personen wurden  

getötet - wobei unklar ist, in welchem Umfang es sich dabei um Zivilpersonen gehandelt hat. Es wurden 58  

Personen, zwei Polizisten und vier Wachmänner verletzt.

Im zweiten Quartal 2014 - vermutlich im Zusammenhang mit den Stichwahlen am 14. Juni 2014 - kam es 

vor  allem  zu  gezielten  Angriffen,  u.a.  auf  den  Präsidentschaftskandidaten  Abdullah  Abdullah  und  ein  

weibliches Parlamentsmitglied. Außerdem ereigneten sich am Morgen der Wahl einige Raketenangriffe, u.a.  

in der Nähe des Kabuler Flughafens, bei denen niemand zu Schaden gekommen sein soll. Dem Bericht lässt 

sich entnehmen, dass im zweiten Quartal siebzehn Personen - darunter sechs Polizisten und ein Soldat -  

getötet und 25 Personen - zuzüglich „mehrerer“ weiterer Personen bei dem Anschlag am 21. Juni 2014 - 

verletzt worden sind. Im Juli 2014 kam es erneut zu Angriffen auf den Kabuler Flughafen, bei denen jeweils  

niemand getötet oder verletzt wurde. Insgesamt waren im Juli 2014 vier Tote und mehr als 15 Verletzte zu 

verzeichnen.
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Aus der Zusammenschau dieser Vorfälle geht zwar hervor, dass die Taliban und vergleichbare extremistische  

Gruppierungen weiterhin in der Lage sind, in den Hochsicherheitszonen Kabuls komplexe Anschläge durch-

zuführen (vgl. ebenso: Schweizerische Flüchtlingshilfe, Afghanistan: Update, Die aktuelle Sicherheitslage, 

vom 30. September 2013, S. 11), ihr Erstarken lässt sich indes nicht daran ablesen. Das ergibt sich aus dem 

Vergleich mit der von ANSO für Kabul registrierten Anschlagsdichte in den jeweils ersten Quartalen der 

Jahre 2011, 2012 und 2013, die bei durchschnittlich 12 Anschlägen pro Quartal lag. Der Umstand, dass der 

Sachverständige Dr. Mostafa Danesch in seinem Gutachten an den Hessischen Verwaltungsgerichtshof vom 

3. September 2013 im Wesentlichen die gleichen Vorfälle benennt, spricht dafür, dass die Aufstellung von  

ACCORD überwiegend vollständig ist. Nach den Ergebnissen dieser Aufstellung sind von den - zumindest - 

rund 3,4 Millionen Einwohnern Kabuls in den vergangenen anderthalb Jahren ungefähr 400 Zivilpersonen 

durch Anschläge zu Schaden gekommen. Dabei erscheinen diese Zahlen angesichts der Feststellung von  

ANSO, dass auf Kabul nur rund 0,5 % der registrierten Anschläge entfallen, bei 42.024 von UNAMA für den  

gesamten Zeitraum von Januar 2009 bis Juni 2014 dokumentierten zivilen Opfern eher zu hoch.

Insoweit ist auch zu berücksichtigen, dass sich gerade in Kabul aufgrund der dort vermehrt eingesetzten 

Taktik  von  „high  profile  attacks“  unter  den  Opfern  eine  Vielzahl  von  Personen  mit  -  insbesondere 

berufsbedingt - gefahrerhöhenden Umständen finden dürfte. Aber selbst dann, wenn man im Ausgangspunkt  

eine Zahl von rund 267 zivilen Opfern im Jahr (2/3 von 400 in der Zeit vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Juli 

2014) zugrundelegt und diese zum Ausgleich statistischer Ungenauigkeiten bzw. Unvollständigkeiten und 

zur angemessenen Berücksichtigung von Dunkelziffern aus Sicherheitsgründen mit drei multipliziert ergibt 

sich eine nur 0,023 %ige (267 x 3 x 100 : 3.435.000) und damit im Promillebereich liegende Wahrschein-

lichkeit, in Kabul als Zivilperson Opfer eines Anschlages zu werden. Diese ist zu gering, um die Feststellung 

zu rechtfertigen, dass es dem Kläger nicht zumutbar wäre, sich in Kabul niederzulassen. Dabei ist dem Senat 

klar, dass dieser Anteil den tatsächlichen Gefährdungsquotienten nicht exakt abbildet. Er ist aber insoweit  

aussagekräftig, als, soweit der Berechnung fiktionale Faktoren zugrunde liegen, jeweils die für den Kläger 

günstigste Betrachtungsweise gewählt worden ist.

Auch mit Blick auf die humanitäre Lage kann der Kläger auf Kabul als interne Schutzalternative verwiesen 

werden, wenngleich diese in wesentlichen Teilbereichen nach wie vor stark defizitär ist. Die Hauptursachen 

dafür sind Wohnraumknappheit, eine nur begrenzt funktionsfähige Trinkwasserversorgung, der Anstieg der  

Lebenshaltungskosten und eine problematische Arbeitsmarktsituation.

Die Wohnraumsituation ist  von steigenden Immobilienpreisen,  demographischem Druck und einer allge-

meinen „Knappheit an Wohnraum in gutem Zustand“ geprägt. Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum hat 

sich  daher  in  Kabul  zu  einem der  gravierendsten  sozialen  Probleme  entwickelt.  Geschätzte  70  %  der  

Bevölkerung  leben  innerhalb  Kabuls  bzw.  in  der  Umgebung  in  sogenannten  informellen  Siedlungen. 

Darunter findet sich ein Großteil ehemaliger Kriegsflüchtlinge, die aus Pakistan und dem Iran zurückgekehrt  

sind, sowie Binnen- und Wirtschaftsflüchtlinge aus anderen Provinzen Afghanistans. Bei diesen Siedlungen 
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handelt es sich um prekäre Unterkünfte wie Lehmhütten, Zelte oder alte beschädigte Gebäude. Das Leben  

dort  ist  häufig  von  schlechten  hygienischen  Verhältnissen  und  Trinkwassermangel  gekennzeichnet.  Die  

Bewohner dieser Siedlungen erhalten keine staatliche Unterstützung (vgl. Daisuke Yoshimura, Sicherheits-

lage in Afghanistan und humanitäre Lage in Kabul, ASYLMAGAZIN 12/2011, 408 ff.).

Nach dem zuletzt zitierten Bericht sind die Lebenshaltungskosten in Kabul in den vergangenen Jahren um 30 

% bis 50 % gestiegen. In der gesamten Provinz Kabul leben laut Weltbank und afghanischem Wirtschafts-

ministerium 23,1 % der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze (vgl. Daisuke Yoshimura, Sicherheitslage 

in Afghanistan und humanitäre Lage in Kabul, ASYLMAGAZIN 12/2011, 408 ff.).

Insofern stellt sich die Situation dort verglichen mit dem gesamtafghanischen Durchschnitt (36 %) etwas 

günstiger dar. Ähnliches gilt für grundlegende Infrastruktureinrichtungen (vgl. AA, Bericht über die asyl-  

und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen Republik Afghanistan, Stand: Februar 2014, vom 31.  

März 2013, S. 19).

Über  die  genaue  Arbeitslosenquote  in  Kabul  liegen  keine  Erkenntnisse  vor.  Aufgrund  der  strukturellen 

Prägung des dortigen Arbeitsmarkts dürften hierüber auch keine zuverlässigen Erhebungen zu erreichen sein,  

weshalb der Senat von weiteren Ermittlungen hierzu absieht. Grundsätzlich ist es so, dass urbane Gebiete  

wie Kabul im Vergleich zum ländlichen Raum von einer niedrigeren Partizipation am Arbeitsmarkt  und 

höherer Arbeitslosigkeit geprägt sind, da in der Stadt, anders als in der Landwirtschaft, die Teilnahme von 

Frauen, Jugendlichen und älteren Personen an Erwerbstätigkeiten geringer ausfällt. Mit rund 80 % machen in 

urbanen Gebieten selbstständige Beschäftigungsformen - wobei hierunter dem Einzelhandel die wichtigste 

Rolle zufällt - den weitaus größten Teil der Erwerbsaktivitäten aus (vgl. Daisuke Yoshimura, Sicherheitslage  

in Afghanistan und humanitäre Lage in Kabul, ASYLMAGAZIN 12/2011, 409 ff.).

Es ist nicht davon auszugehen, dass sich diese Situation zwischenzeitlich durchgreifend verändert hat. Insbe-

sondere bei einer dramatischen Verschlechterung der Situation für erhebliche Teile der Bevölkerung wäre 

davon auszugehen,  dass  dies  durch  die  hierzu  berufenen Stellen  dokumentiert  wäre.  Zwar  wird  in  den 

aktuellsten Berichten auf Schwierigkeiten hingewiesen, die sich aus der demographischen Entwicklung, dem 

gegenwärtig  zu  verzeichnenden  Einbruch  des  Wirtschaftswachstums  und  infrastrukturellen  Defiziten  in 

Teilbereichen ergeben (vgl. AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen 

Republik Afghanistan, Stand: Februar 2014, vom 31. März 2014, S. 19; Die Bundesregierung, Fortschritts-

bericht, Juni 2014, S. 23 f.).

Andererseits weist die Bundesregierung in ihrem aktuellsten Bericht auf die deutlichen Fortschritte beim 

Wiederaufbau des Landes, etwa die Verdoppelung des Bruttoinlandsprodukts und allgemeine Verbesserungen 

der Versorgungslage, der Schaffung einer Infrastruktur und rechtsstaatlicher Strukturen hin, ohne Kabul von 

dieser Entwicklung auszunehmen. Aus dem Bericht geht im Übrigen hervor, dass das internationale Engage-
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ment für Entwicklung und Wiederaufbau fortgesetzt wird. Speziell im Bereich Kabul plant bzw. unterstützt  

die Bundesregierung Projekte im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung und der Wiederherstellung 

bzw. des Neubaus des Wasserversorgungssystems (vgl. Die Bundesregierung, Fortschrittsbericht, Juni 2014, 

S. 26).

Dass sich die humanitäre Situation in Kabul zuletzt verschlechtert hat, geht auch nicht aus dem Gutachten  

des Sachverständigen Dr. Mostafa Danesch an den Hessischen Verwaltungsgerichtshof vom 3. September 

2013 hervor. Dies enthält nur ausschnittsweise Feststellungen zur humanitären Lage in Kabul, nämlich zu 

den Lebensumständen in den dortigen  Flüchtlingslagern,  in  denen seinen Feststellungen zufolge 35.000 

Menschen leben. Es kann aber nicht davon ausgegangen werden, dass die desolaten Verhältnisse, die dort  

herrschen, repräsentativ für das gesamte Stadtgebiet von Kabul sind.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die humanitäre Lage in Kabul weiterhin äußerst schwierig ist. Dabei  

ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  dass  das  Verelendungsrisiko  einzelner  Bevölkerungsgruppen  stark 

voneinander abweicht. Jedenfalls für den Kläger als gesunden, arbeitsfähigen, alleinstehenden Mann besteht  

es allenfalls in geringfügigem Maße, denn es ist davon auszugehen, dass er seinen Lebensunterhalt nach  

einer Wiedereingliederungsphase auch ohne familiären Rückhalt  zumindest  auf  einem - nach westlichen 

Maßstäben - niedrigen Niveau wird sicherstellen können.

Der Kläger trägt keine Unterhaltslasten, muss nur für sich selbst sorgen und ist im Ausgangspunkt schon 

deswegen einem geringeren Armutsrisiko ausgesetzt.

Die Beziehung zwischen Haushaltsgröße und Armutsrisiko ist  für  Afghanistan statistisch belegt.  Danach  

steigt das Armutsrisiko ab einer Haushaltsgröße von drei Personen (11 %) bis zu einer Haushaltsgröße von  

neun Personen (über 40 %) kontinuierlich und liegt bei einer Haushaltsgröße von 15 Personen sogar bei über  

45 %. Für eine alleinstehende Person bewegt es sich demgegenüber nur im Bereich zwischen 10 % und 15 % 

(vgl. Summary of the national risk and vulnerability assessment, 2007/8, A profile of Afghanistan, Main 

Report, S. 59).

Hinzu kommt, dass der Kläger über Kenntnisse und Fähigkeiten verfügt, die in Afghanistan nicht selbst-

verständlich  sind  und  es  ihm  dort  erleichtern  dürften,  eine  Erwerbsgrundlage  zu  finden.  Er  hat  eine 

abgeschlossene Schulausbildung und kann -  anders als  70 % aller  Afghanen - lesen und schreiben.  Der  

Kläger spricht dari, paschtu, urdu, persisch und etwas deutsch. Dass die in Deutschland gemachten Erfahrun-

gen  und  erworbenen  Sprachkenntnisse  seine  Erwerbsperspektive  in  seiner  Heimat  begünstigen,  ist 

wahrscheinlich. Außerdem ist aufgrund seiner früheren Tätigkeit als Landwirt davon auszugehen, dass er  

über Kenntnisse und Fertigkeiten im Zusammenhang mit dem Anbau und der selbstständigen Vermarktung 

landwirtschaftlicher  Produkte  verfügt.  Vor  dem  Hintergrund,  dass  der  selbstständige  Einzelhandel  als 

Erwerbssektor  in  Kabul  eine  bedeutende  Rolle  spielt,  spricht  Vieles  dafür,  dass  der  Kläger  eine 
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Erwerbstätigkeit in diesem Bereich finden und an seine früheren Erfahrungen anknüpfen können wird (vgl.  

dazu Dr. Karin Lutze, Gutachterliche Stellungnahme an das OVG Rheinland-Pfalz vom 8. Juni 2011, wonach 

das Existenzminimum für eine Person durch Aushilfsjobs ermöglicht werden kann, S. 9).

(2) Auch der hilfsweise geltend gemachte Anspruch auf Feststellung eines nationalen Abschiebungsverbots 

im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG steht dem Kläger nicht zu. Nach dieser Vorschrift soll von der  

Abschiebung eines Ausländers in einen anderen Staat abgesehen werden, wenn dort für ihn eine erhebliche  

konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht. Für die Annahme einer "konkreten Gefahr" im Sinne 

dieser Vorschrift genügt nicht die bloße Möglichkeit, Opfer von Eingriffen in die geschützten Rechtsgüter zu 

werden.  Vielmehr  ist  insoweit  wie  im  Asylrecht  der  Maßstab  der  "beachtlichen  Wahrscheinlichkeit" 

anzuwenden, und zwar unabhängig davon, ob der Ausländer vorverfolgt ausgereist ist oder nicht. Zudem 

ergibt sich aus dem Element der "Konkretheit" der Gefahr für "diesen" Ausländer das zusätzliche Erfordernis 

einer auf den Einzelfall  bezogenen,  individuell  bestimmten und erheblichen,  also auch alsbald nach der  

Rückkehr  eintretenden  Gefährdungssituation.  Schließlich  muss  es  sich  um Gefahren  handeln,  die  dem 

Ausländer  landesweit  drohen,  denen  er  sich  also  nicht  durch  Ausweichen  in  sichere  Gebiete  seines 

Herkunftslandes entziehen kann (vgl. BVerwG, Urteil vom 17. Oktober 1995 - 9 C 9.95 -, BVerwGE 99, 324  

(330), sowie Beschlüsse vom 18. Juli 2001 - 1 B 71.01 -, Buchholz 402. 240 § 53 AuslG Nr. 46, und vom 4.  

Februar 2004 - 1 B 291.03 -, Buchholz 402.240 § 53 AuslG Nr. 75).

Im Hinblick auf die Lebensbedingungen,  die den Kläger in Afghanistan erwarten, insbesondere die dort  

herrschenden  wirtschaftlichen  Existenzbedingungen  und  die  damit  zusammenhängende  Versorgungslage, 

kann er Abschiebungsschutz in verfassungskonformer Anwendung des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nur 

ausnahmsweise beanspruchen, wenn er bei einer Rückkehr aufgrund dieser Bedingungen mit hoher Wahr-

scheinlichkeit einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt wäre. Nur dann gebieten es die Grundrechte aus Art. 1  

Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG, ihm trotz einer fehlenden politischen Leitentscheidung nach § 60a Abs. 

1 Satz 1 i.V.m. § 60 Abs. 7 Satz 2 AufenthG Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG zu 

gewähren.

Wann  danach  allgemeine  Gefahren  von  Verfassungswegen  zu  einem Abschiebungsverbot  führen,  hängt 

wesentlich von den Umständen des Einzelfalls ab und entzieht sich einer rein quantitativen oder statistischen 

Betrachtung. Die drohenden Gefahren müssen jedoch nach Art, Ausmaß und Intensität von einem solchen 

Gewicht sein, dass sich daraus bei objektiver Betrachtung für den Ausländer die begründete Furcht ableiten 

lässt, selbst in erheblicher Weise ein Opfer der extremen allgemeinen Gefahrenlage zu werden. Bezüglich der  

Wahrscheinlichkeit des Eintritts der drohenden Gefahren ist von einem im Vergleich zum Prognosemaßstab 

der beachtlichen Wahrscheinlichkeit erhöhten Maßstab auszugehen. Diese Gefahren müssen dem Ausländer  

daher  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  drohen.  Dieser Wahrscheinlichkeitsgrad markiert  die  Grenze,  ab der 

seine Abschiebung in den Heimatstaat verfassungsrechtlich unzumutbar erscheint. Dieser hohe Wahrschein-

lichkeitsgrad ist ohne Unterschied in der Sache in der Formulierung mit umschrieben, dass die Abschiebung  
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dann ausgesetzt werden müsse, wenn der Ausländer ansonsten "gleichsam sehenden Auges dem sicheren Tod  

oder schwersten Verletzungen ausgeliefert würde". Schließlich müssen sich diese Gefahren alsbald nach der  

Rückkehr realisieren. Das bedeutet nicht, dass im Falle der Abschiebung der Tod oder schwerste Verletzun-

gen sofort, gewissermaßen noch am Tag der Abschiebung, eintreten müssen. Vielmehr besteht eine extreme  

Gefahrenlage  beispielsweise  auch  dann,  wenn  der  Ausländer  mangels  jeglicher  Lebensgrundlage  dem 

baldigen sicheren Hungertod ausgeliefert werden würde (vgl. BVerwG, Urteil vom 29. September 2011 - 10 

C 24/10 -, juris, Rn. 20).

Ausgehend davon ist nicht feststellbar, dass für den Kläger in Afghanistan bei Rückkehr eine erhebliche  

konkrete Gefahr im Sinne des § 60 Abs. 7 S. 1 AufenthG besteht.

Dass ihm individuelle Gefahren im Sinne des § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG - vor allem gezielte Angriffe 

durch  die  Taliban  -  drohen,  ist  mit  Blick  auf  die  fehlende  Glaubhaftigkeit  des  von  ihm geschilderten 

Verfolgungsschicksals nicht feststellbar. Insoweit wird auf die vorstehenden Ausführungen zu § 60 Abs. 2 

AufenthG, § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylVfG Bezug genommen.

Es besteht auch keine hohe oder auch nur beachtliche Wahrscheinlichkeit dafür, dass der Kläger im Falle  

einer Rückkehr in seine Heimatprovinz Logar mit einer extremen Gefahrenlage, die ihrer Dimension nach 

geeignet wäre, die Sperrwirkung des § 60 Abs. 7 Satz 2 AsylVfG zu durchbrechen, konfrontiert wäre.

Von einer derartigen Gefahr  kann zunächst  nicht  unter  dem Gesichtspunkt  eines  besonders  zugespitzten  

Sicherheitsrisikos in Logar ausgegangen werden. Dies ergibt sich aus den Ausführungen zu § 60 Abs. 2 

AufenthG, § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AsylVfG zur konfliktbedingten Gefährdungsprognose für den Kläger, die  

an dieser Stelle übertragbar sind.

Dass der Kläger in Logar aus anderen, nicht konfliktbedingten Gründen - etwa wegen einer dort herrschen-

der  ausufernder  Kriminalität  -  einem  besonderen  Sicherheitsrisiko  ausgesetzt  sein  könnte,  ist  nicht  

substantiiert vorgetragen und ergibt sich auch nicht aus den vorliegenden Erkenntnissen.

Ebenso wenig lässt sich eine Extremgefahr aus der allgemeinen Versorgungslage in Logar herleiten. Davon, 

dass der Kläger dort alsbald nach Rückkehr mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit insbesondere infolge von 

Mangelernährung oder  Obdachlosigkeit  dem Tod oder  schwersten Verletzungen ausgeliefert  sein  würde,  

kann  nach  aktueller  Erkenntnislage  nicht  ausgegangen  werden.  Ausgangspunkt  dieser  Bewertung  sind 

zunächst allgemeine Aspekte der Entwicklung der humanitären Situation in Afghanistan.

Die Bewertung Afghanistans im Human Development Index (HDI) hat sich aufgrund der erheblichen und 

anhaltenden  Anstrengungen  der  internationalen  Gemeinschaft  kontinuierlich  verbessert.  Gleichwohl  ist  

Afghanistan weiterhin eines der ärmsten Länder der Welt und belegt mit 175 von 187 einen sehr niedrigen  
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Rang im Index. Obwohl sich Afghanistan in fast allen Bereichen positiv entwickelt hat, besteht weiterhin  

beträchtlicher  Entwicklungsbedarf.  Rund  36  % der  Bevölkerung  leben  unterhalb  der  Armutsgrenze.  Im 

Winter 2012/13 waren über zwei Millionen Menschen durch Unterernährung, Krankheit und Kälte gefährdet.  

Die Analphabetenrate in Afghanistan liegt bei 70 %. 90 % der Frauen und 70 % der Männer haben keinen  

Schulabschluss. Während nur 15,7 % der über 15- jährigen Frauen in Afghanistan berufstätig sind, sind es 

bei den Männern 80,3 %. Die wichtigste Einkommensquelle für die Bevölkerung bleibt die Landwirtschaft.  

Afghanistan  verfügt  über  eine  geringe,  aber  wachsende  Anzahl  gut  ausgebildeter  Arbeitskräfte.  Nach 

aktueller Erkenntnislage leiden 34 % der afghanischen Gesamtbevölkerung unter Lebensmittelknappheit und 

43  % haben  keinen  gesicherten  Zugang  zu  Trinkwasser.  Die  Grundversorgung  ist  für  große  Teile  der  

Bevölkerung eine tägliche Herausforderung. Angesichts zahlreicher Naturkatastrophen reagiert  das World 

Food Programme das ganze Jahr hindurch in verschiedenen Landesteilen auf Krisen bzw. Notsituationen wie 

Dürre, Überschwemmungen und extremen Kälteeinbruch. Außerhalb der Provinzhauptstädte fehlt es vieler-

orts an grundlegender Infrastruktur für Transport, Energie und Trinkwasser. Die Möglichkeiten des afghani-

schen Staates, die Bedürfnisse seiner Bevölkerung zu erfüllen, geraten zusätzlich durch ein starkes Bevölke -

rungswachstum unter Druck. Infolge dessen ist absehbar, dass künftig jährlich 400.000 junge Afghanen auf 

den Arbeitsmarkt strömen. Im Jahr 2013 ist die Wirtschaft - nach einer Dekade starken Wachstums - nur um 

vergleichsweise  schwache  3  %  gewachsen.  Die  zukünftige  Entwicklung  ist  nicht  sicher  vorhersehbar. 

Denkbar ist einerseits, dass das - durch die starke Präsenz internationaler Truppen aufgeblähte - Preis- und 

Lohniveau  und  eine  stärkere  Abwertung  der  afghanischen  Währung  zu  einer  gestärkten  Wettbewerbs -

fähigkeit afghanischer Produkte im Exportgeschäft führen könnten, andererseits besteht die Gefahr, dass sich 

eine  Destabilisierung  des  Landes  und  seiner  Institutionen  volkswirtschaftlich  ungünstig  auswirkt.  Die  

medizinische Versorgung in Afghanistan hat sich, wie bereits ausgeführt, ungeachtet fortbestehender Defizite 

insbesondere im Bereich der Grundversorgung in den letzten zehn Jahren erheblich verbessert (vgl.  AA, 

Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen Republik Afghanistan vom 31.  

März  2014,  Stand:  Februar  2014,  S.  19  f.;  Schweizerische  Flüchtlingshilfe,  Afghanistan:  Update,  Die  

aktuelle  Sicherheitslage,  30.  September  2013,  S.  20;  UNHCR, UNHCR-Richtlinien zur  Feststellung des 

Internationalen Schutzbedarfs afghanischer Asylsuchender, vom 6. August 2013, S. 29 f.).

Daran wird deutlich, dass große Teile der afghanischen Zivilbevölkerung immer noch unter schwierigsten 

Bedingungen  leben  und  in  vielfältiger  Weise  mit  ständigem Mangel  konfrontiert  sind.  Trotz  der  fort -

bestehenden schwerwiegenden Defizite der humanitären Situation, deren Leidtragende in erster Linie Kinder 

und erst an letzter Stelle gesunde arbeitsfähige Männer sein dürften, fallen bei der zu treffenden Bewertung 

auch  die  zwischenzeitlich  insoweit  erzielten  Fortschritte  ins  Gewicht  (vgl.  dazu  Die  Bundesregierung, 

Fortschrittsbericht, Juni 2014, S. 23 f.).

Aussagekräftig ist dabei vor allem der Umstand, dass die Lebenserwartung im letzten Jahrzehnt um 18 Jahre 

gestiegen ist (vgl. AA, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der islamischen Republik  

Afghanistan, Stand: Februar 2014, vom 31. März 2014, S. 20 f.).
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Dabei handelt es sich neben dem Bruttoinlandsprodukt und der Erwerbstätigen- und Analphabetenrate um 

einen Entwicklungsindikator, der Auskunft über den wirtschaftlichen und sozialen Stand eines Landes gibt.  

Aus  der  Lebenserwartung  lassen  sich  Anhaltspunkte  zu  Ernährungssituation,  Gesundheitswesen, 

hygienischen  Verhältnissen  und  körperlicher  Arbeit  gewinnen  (vgl.http://de.wikipedia.org/wiki/ 

Entwicklungsindikator).

Ihr deutlicher Anstieg in Afghanistan kann daher zumindest als Indiz für eine Verbesserung der humanitären  

Gesamtsituation gewertet werden.

Es ist  weder vorgetragen noch ersichtlich,  dass  die  Versorgungslage in Logar  schlechter  als  im gesamt-

afghanischen Durchschnitt ist. Sie stellt sich den hierzu vorliegenden Erkenntnissen zufolge wie folgt dar:  

Logar ist eine vorwiegend ländlich geprägte Region. Nach den statistischen Angaben des Ministry of Rural 

Rehabilitation  and Development  (MRRD) können dort  40 % aller  Haushalte  ihre  Grundversorgung mit  

Nahrungsmitteln durchgehend sicherstellen, bei 23 % der Haushalte treten insoweit selten (1 bis 3 Mal im  

Jahr) und bei  22 % der Haushalte manchmal (3 bis 6 Mal im Jahr)  Schwierigkeiten auf. Für 15 % der 

Haushalte handelt es sich dabei um ein häufiges oder ständiges Problem. Die Versorgung mit Trinkwasser ist  

in Logar überwiegend gewährleistet. 69 % aller Haushalte haben innerhalb ihres Dorfes Zugang zu Trink -

wasser. Für 29 % der Haushalte ist Trinkwasser in weniger als einer Stunde erreichbar. Durchschnittlich 32,3  

% der Haushalte haben Zugang zu Elektrizität. Die Verkehrsinfrastruktur in Logar ist vergleichsweise gut; 78 

% der  Straßen sind alljährlich befahrbar.  Eine medizinische Grundversorgung ist  dort  ebenfalls  gewähr-

leistet.  Insoweit  wird Bezug auf  die  vorangehenden Ausführungen genommen.  Die  Provinz profitiert  in 

unterschiedlicher Weise von Entwicklungshilfemaßnahmen. Insgesamt fünf UN-Organisationen sind vor Ort 

in  Wiederaufbau-  und Entwicklungsprojekte eingebunden.  In den Bezirken Muhammad Agha und Pul-i-

Alam ist beispielsweise das World Food Programme stationiert. Im Jahr 2011 wurden 20 % der Bevölkerung  

Logars  mit  Lebensmitteln  unterstützt  (vgl.  MRRD,  National  Area  Based  Development  Program,  Logar 

Province Profile).

Überdies wurden in Logar 52 unterschiedliche Infrastrukturprojekte im Rahmen des National Data Based 

Development Program - einer gemeinsamen Initiative des United Nations Development Program und des 

MRRD -  initiiert,  von denen bereits  große  Teil  der  Bevölkerung Logars  profitiert  haben (vgl.  MRRD, 

National Area Based Development Program; UNDP, Project summary, Reducing rural poverty and building 

access to basic services, Updated: April 2014).

Für die Annahme, dass der Kläger in Logar einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt sein würde, besteht  

angesichts  dieser  Gesamtsituation keine tragfähige Tatsachengrundlage.  Dafür,  dass  er  nach mittlerweile 

fünfjähriger Abwesenheit als Rückkehrer einem gegenüber dem Rest der Zivilbevölkerung besonders hohen 

Verelendungsrisiko ausgesetzt sein könnte, spricht jedenfalls (schon) keine beachtliche und damit erst recht  

keine  hohe  Wahrscheinlichkeit.  Daraus  mögen  zwar  zunächst  erhebliche  Wiedereingliederungs-
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schwierigkeiten resultieren, von denen der Kläger - das Fehlen eines Familienverbandes zu seinen Gunsten  

unterstellt - verstärkt betroffen ist. Diese relativieren sich aber dadurch, dass er ihnen als alleinstehender  

gesunder Mann ohne Unterhaltsverpflichtungen mit abgeschlossener Schulbildung und Berufserfahrung in 

den Bereichen Einzelhandel und Landwirtschaft ein vergleichsweise günstiges Risikoprofil entgegenzusetzen 

hat, durch das ihm die Erwirtschaftung eines Existenzminimums erleichtert ist (vgl. dazu Dr. Karin Lutze,  

Gutachterliche Stellungnahme an das OVG Rheinland-Pfalz vom 8. Juni 2011, S. 9).

Hierzu wird auf die vorstehenden Ausführungen zur internen Schutzalternative im Zusammenhang mit einem 

Anspruch auf die  Zuerkennung subsidiären Schutzes verwiesen.  Danach ist  davon auszugehen,  dass  der  

Kläger auch ohne Vermögen und familiären Rückhalt zumindest sein Existenzminimum wird sicherstellen 

können, indem er sich in Logar beispielsweise (zunächst) als Tagelöhner in der Landwirtschaft verdingt (vgl.  

dazu Dr. Karin Lutze, Gutachterliche Stellungnahme an das OVG Rheinland-Pfalz vom 8. Juni 2011, wonach 

das Existenzminimum für eine Person durch Aushilfsjobs ermöglicht werden kann, S. 9).

Ergänzend wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass nach der gutachterlichen Stellungnahme 

von Dr. Karin Lutze vom 8. Juni 2011 unter den registrierten 3.000 Rückkehrern im Zeitraum der vorange-

gangenen zehn Jahre keine Todesfälle infolge von Hunger oder Unterernährung bekannt geworden sind (vgl. 

Dr. Karin Lutze, Gutachterliche Stellungnahme an das OVG Rheinland-Pfalz vom 8. Juni 2011, S. 12).

Unabhängig davon kann der Kläger auch deswegen keinen nationalen Abschiebungsschutz nach § 60 Abs. 7 

Satz 1 AufenthG beanspruchen, weil er sich auf Kabul als inländische Fluchtalternative verweisen lassen  

muss.  Insoweit  wird  auf  die  vorstehenden  Ausführungen  zu  Kabul  als  interner  Schutzalternative  (§  3e 

AsylVfG) im Zusammenhang mit der Zuerkennung subsidiären Schutzes verwiesen, die die Feststellung,  

dass dem Kläger in Kabul keine Extremgefahr droht, mittragen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2 VwGO; das Verfahren ist nach § 83b AsylVfG gerichts-

kostenfrei.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i. V. m. §§ 708 Nr. 10, 711  

ZPO.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die gesetzlichen Voraussetzungen nach § 132 Abs. 2 VwGO nicht  

vorliegen.

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Düsseldorf, 18 K 6555/10.A
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